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Einladung

zur 16. Sitzung des Finanzausschusses in Siegburg, Kreishaus

| Sitzungsort: A 1.16 Sitzungstag: Mittwoch, 12.09.2018 Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr
TO.- Beratungsgegenstand An- Ab | Bemerkungen
Punkt lage | Seite

Offentlicher Teil

1 Einwohnerfragestunde
2 Niederschrift Gber die 15. Sitzung des versandt am
Finanzausschusses am 13.06.2018 25.07.2018
3 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 22.03.2018:
Wirkungsorientierter Haushalt 1 3
4 Gute Schule 2020; Verwendung der Fordermittel 2 wird nachgereicht
5 Anderung des Gesellschaftsvertrages der 3 7

Flughafen Kéln/Bonn GmbH (FKB)

6 Vereinbarungen zwischen dem Rhein-Sieg-Kreis 4 23
und benachbarter Ortsgemeinden Uber die zu
tragende Aufwandabdeckung fir den
Anrufsammeltaxi (AST)-Verkehr

7 Leitbild und Ziele eines Tax Compliance 5 42

Management Systems (TCMS)
8 RSVG - Anschaffung umweltfreundlicher Busse 6 wird nachgereicht
9 Vergabe von Darlehen an die BRS 7 wird nachgereicht
10 Haushaltsentwicklung - Berichte der Dezernate 8 wird nachgereicht

und Stabstellen fur das 2. Quartal 2018

11 Mitteilungen und Anfragen

Nichtoffentlicher Teil

12 Offentlicher Dienstleistungsauftrag gegeniiber der 9 50
Regionalverkehr Kéln GmbH (RVK)

13 Mitteilungen und Anfragen




Siegburg, den 04.09.2018

An die
Mitglieder des
Finanzausschusses

nachrichtlich
an alle Kreistagsabgeordneten

gez. J. Becker

(Vorsitzender FA)

f.d.R.

gez. Demmer

(Schriftfiihrer FA)



RHEIN-SIEG-KREIS ANLAGE
DER LANDRAT zu TO.-Pkt.

10 — Amt flr Zentrale Steuerungsunterstttzung 16.08.2018

Beschlussvorlage

fur den
offentlichen Sitzungsteil

Gremium Datum Zustandigkeit
Finanzausschuss 12.09.2018 Vorberatung
Kreisausschuss 24.09.2018 Entscheidung

Tagesordnungs- [ Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 22.03.2018:
Punkt . . .
Wirkungsorientierter Haushalt

Beschlussvorschlag:

Der Beschluss ergibt sich aus den Beratungen

Erlauterungen:

Mit Schreiben vom 22.03.2018 hat die SPD-Kreistagsfraktion einen Antrag zum Thema
~Wirkungsorientierter Haushalt“ gestellt (Anhang1)

Dieser Antrag entspricht dem in der Sitzung des Finanzausschusses am 07.12.2016 behandelten
Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 22.11.2016 ,Weiterentwicklung der Haushaltssteuerung
nach dem Leitbild des wirkungsorientierten Haushaltes*. (Anlage?2)
In den Sitzungen des Finanzausschusses am 07.12.2018 und 13.06.2018 wurden die Antrége
zur weiteren Beratung in den Arbeitskreis Konsolidierung verwiesen.

Ebenso wurde im Bericht zur Organisationsuntersuchung in den handlungsibergreifenden
Empfehlungen der GPA angeregt, die Wirkungsorientierung im Haushaltsplan und im Controlling
zu verankern. In der Stellungnahme der Verwaltung zu dieser Empfehlung, wurde vorgeschlagen,
das Thema im AK Konsolidierung zu beraten.

Die Thematik wurde in der 9. Sitzung des AK Konsolidierung am 05.07.2018 beraten. Das
ResUimee der Sitzung ergab, dass der Aufbau eines wirkungsorientierten Haushaltes im
Verhaltnis zu dem daraus zu erzielenden Nutzen insgesamt einen sehr hohen Aufwand bedeuten
wirde. Es wurde vorgeschlagen, bei der derzeitigen Vorgehensweise zu bleiben, was Ziele und
Kennzahlen betrifft. Die Gelegenheit zur politischen Willensbildung solle weiterhin, wie bislang,
Uber die Mdglichkeit der Antragstellung im Rahmen der Haushaltsberatungen genutzt werden
sowie die gewinschten Informationen Uber die Fachausschisse oder entsprechende politische
Antrage zielgerichtet bei der Verwaltung erfragt werden.



Im Auftrag

(Udelhoven)

Zur Sitzung des Finanzausschusses am 12.09.2018

Anhang 1: Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 22.03.2018



An den
Vorsitzenden des
Finanzausschusses
Herrn Jirgen Becker
im Hause

Z.20 L/Z,
nachrichtlich 278 /@ 3;23/ it

Landrat,Fraktionen

22.03.2018

Antrag zur Sitzung des Finanzausschusses am 13.06.2018

Sehr geehrter Herr Becker,

die SPD Fraktion beantragt eine Weiterentwicklung der Haushaltssteuerung
nach dem Leitbild des "wirkungsorientierten Haushaltes", die bis zur
nachsten Haushaltsaufstellung 2019 im Wesentlichen abgeschlossen sein

soll.
Dazu gehéren folgende MaBnahmen:

1.) Erarbeitung eines politischen Leitbildes sowie von strategischen Zielen,
aus denen dann MaBnahmen und handhabbare Kennzahlen abgeleitet

werden. :

2.) Durchflihrung eines Controllings nach einheitlichen, dezernats- und ggf.
. auch echtformibergreifenden Standards.

3.) Schrittweise Anpassung der formalen Darstellung des Haushaltes an den
Wirkungsorientierten Haushalt.

4.) Flr die Erarbeitung des dafiir erforderlichen Systems von Zielen,
qualitativen und quantitativen Kennzahlen/Indikatoren und Benchmarks wird
eine fraktionslibergreifende Arbeitsgruppe eingerichtet, die Ziele werden im
Kreistag beschlossen. Im Vorfeld des Beschlusses der strategischen Ziele
werden die Offentlichkeit sowie insbesondere Kirchen, Gewerkschaften,
Vereinen und Verbéande beteiligt.

Geschéftsstelle Tel.: 02241 / 60939 E-Mail: Internet:
Kreishaus Fax: 02241 / 51875 spd@rhein-sieg-kreis.de www.spd-rhein-sieg.de
Kaiser-Wilhelm-Platz 1 i

53721 Siegburg

N



Begriindung

- Dieser Antrag wurde im Jahr 2016 vom Finanzausschuss in den Arbeitskreis
Konsolidierung verwiesen. Leider hat der Ausschuss seitdem nicht mehr
getagt. Daher hélt es die SPD-Fraktion fiir geboten, ihn abermals im
Finanzausschuss einzubringen, um eine Umsetzung bis zur n&chsten
Haushaltsaufstellung zu ermdglichen.

Die Doppik ist mit erheblichem finanziellem und personellem Aufwand
eingefuihrt worden, aber die in ihr liegenden Chancen werden nicht genutzt.
Ziel muss ein,. von einer reinen Betrachtung des Ressourcenverbrauches zu

einer politischen Steuerung zu kommen.

Es fehlt eine Steuerung lber ein politisches Leitbild sowie tiber strategische
Ziele. Es fehlen zudem aussagekréftige qualitative und quantitative
Kennzahlen und Benchmarks, die eine politische Steuerung Uberhaupt erst
ermdglichen. Ebenfalls fehlit ein einheitliches Controlling, das
dezernatsiibergreifend und ggf. auch in unseren Beteiligungen Anwendung

findet.

Im Haushalt gibt es zwar Kennzahlen, die aber vielfach nicht dem SMART-
Standard gentligen. Die isolierte Implementierung von Kennzahlen ist
Uberdies sinnlos, wenn die politischen Ziele, deren Erreichung gemessen
werden sollen, gar nicht bekannt sind. Wer hier den Hafen (die Ziele) nicht

kennt, fir den ist kein Wind glinstig.

Bei der Erarbeitung von strategischen Zielen kann auf umfangreiche
Vorarbeiten wie etwa das Kreisentwicklungskonzept zuruckgegriffen werden.
Die Beauftragung eines weiteren, kostentrdchtigen Gutachtens ist daher
nicht erforderlich. Vielmehr muss sich die Politik auf Basis des vorhandenen
Materials Uber ihre Ziele und Prioritédten verstandigen und eine Beratung des
Haushaltes mit der Beratung liber eine Strategie flir den Kreis verbinden.

Mit freundlichen GriiBen
gez. Dietmar Tendler, Folke groBe Deters, Sebastian Hartmann, MsB, Joline Piel und

Fraktion .

f.d. R

C. &1%(




RHEIN-SIEG-KREIS ANLAGE
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22.1 - Beteiligungen, Liegenschaften, Steuern, Wohnungsbauférderung 09.08.2018

Beschlussvorlage

fur den
offentlichen Sitzungsteil

Gremium Datum Zustandigkeit
Finanzausschuss 12.09.2018 Vorberatung
Kreisausschuss 24.09.2018 Vorberatung
Kreistag 27.09.2018 Entscheidung

giaekfmdnungs' Anderung des Gesellschaftsvertrages der Flughafen
KoIln/Bonn GmbH (FKB)

Beschlussvorschlag:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Kreisausschuss, dem Kreistag folgende Beschlussfassung
zu empfehlen:

1. Den Anderungen des Gesellschaftsvertrages der Flughafen Kéln/Bonn GmbH (FKB)
gem. Anhang 1 wird zugestimmt.

2. Soweit noch weitere Anderungen, insbesondere auch der Kommunalaufsicht
und/oder des zur Beurkundung beauftragten Notars erforderlich werden, wird
diesen bereits jetzt zugestimmt, sofern die Anderungen keinen Nachteil fur den
Rhein-Sieg-Kreis bedeuten.

| Vorbemerkungen:

Der Rhein-Sieg-Kreis ist am Stammkapital der FKB mit 0,59 % beteiligt. Mitgesellschafter sind
die Stadt Koéln (31,12 %), die Bundesrepublik Deutschland (30,94 %), die
Beteiligungsverwaltungsgesellschaft des Landes Nordrhein-Westfalen mbH (30,94 %), die
Stadtwerke Bonn GmbH (6,06 %) und der Rheinisch-Bergische Kreis (0,35 %).

Erlauterungen:

Die vorgesehenen wesentlichen Anderungen des Gesellschaftsvertrages (Anhang 1) beinhalten
die Zustimmung des Aufsichtsrates bei Bauprojekten (8 9 Abs. 6 lit. a), welche konkreter definiert
werden und die Berichterstattung tUber den Verlauf von Bauprojekten (8 9 Abs. 9). In 8 7 Abs. 6
ist neu geregelt, dass der Aufsichtsrat lediglich beratende und nicht mehr entscheidungsbefugte
Ausschisse bestellen darf. Zudem wird die Einberufung von aul3erordentlichen



Gesellschafterversammlungen (8 12 Abs. 2) sowie zur  Teilnahme bei
Gesellschafterversammlungen der Eigen- und Beteiligungsgesellschaften (8 9 Abs. 6 lit. 0) neu
geregelt. AuRBerdem sind Neuformulierungen hinsichtlich einer gendergerechten Sprachweise
vorgenommen worden.

GemaR § 53 Abs. 1 KrO NRW i.V.m. § 115 Abs. 1 S. 1 lit. a) GO NRW sind Entscheidungen der
Gemeinde Uber wesentliche Anderungen des Gesellschaftsvertrages der Kommunalaufsicht
anzuzeigen.

Der Beschluss iiber die Anderung des Gesellschaftsvertrages der Flughafen KoIn/Bonn GmbH
hat keine Auswirkungen auf den Haushalt des Rhein-Sieg-Kreises.

Im Auftrag

(Udelhoven)

Anhanag:

Anhang 1 - Anderung Gesellschaftsvertrag Flughafen KéIn/Bonn GmbH



Haushalt:

l. Haushaltsmittel sind veranschlagt bei:

(Produktnr. bzw.Projektnr.)

Il. | Ressourcenverbrauch (nur soweit nicht in Haushaltsplanung beriicksichtigt):

| Personal:

Vollzeitdquivalente
p.a.

Personalbedarf
Personaleinsparung

| Finanzen:

konsumtiv in €
pro Jahr(sofern dauerhaft)

bzw. pro Projekt

Aufwendungen

Personalaufwand
Transferaufwand
sonstiger Aufwand

Ertrage Zeitraum
(negatives (ab... )
Abschreibungen Vorzeichen) Saldo (von...bis...)

Gesamt:

investiv in € Einzahlungen Umsetzungs-
pro MalRnahme (negatives zeitraum
Auszahlungen Vorzeichen) Saldo (von...bis...)

Baumalfinahmen/ Beschaffung

Grunderwerb

Gesamt

[l Deckung ist innerhalb des Budgets gegeben

[] Die Bereitstellung zusétzlicher Mittel ist erforderlich

Der Beschluss hat keine Auswirkungen auf den Haushalt.




GESELLSCHAFTSVERTRAG
der Flughafen K6ln/Bonn GmbH

(in der Fassung vom 29.06.2018)

Inhaltstbersicht

§ 1  Firma, Sitz und Geschiftsjahr der Gesellschaft
§ 2 Gegenstand des Unternehmens

§ 3 Stammkapital

§ 4 Bekanntmachungen

§ 5 Organe der Gesellschaft

§ 6 GeschaftsfithrerGeschaftsfiihrung

8§ 7 Aufsichtsrat

§ 8 Innere Ordnung des AufsichtsratsAufsichtsrates
§ 9 Aufgaben des AufsichisratsAufsichtsrates

§ 10 _ Vergiitung des AufsichtsratsAufsichtsrates

§11 _ Wirtschaftsplan

§12 Gesellschafterversammlung

§ 13 Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung
§14 Aufgaben der Gesellschafterversammliung

§ 15 Niederschrift der Beschliisse

§ 16 Jahresabschluss und Priifungsrechte

§17 Gewinnverwendung

§ 18 _ Gleichstellung von Frauen und Mannern und ergidnzende Regelungen zur Unternehmensfiihrung

§19 Auflosung der Gesellschaft

§ 20 Nichtigkeitsklausel



§1 Firma, Sitz und Geschiftsjahr der Gesellschaft
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: Flughafen K&ln/Bonn Gesellschaft mit beschrankter Haftung.
(2) Sitz der Gesellschaft ist KolIn.

(3) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2  Gegenstand des Unternehmens
(1) Gegenstand des  Unternehmens sind der Betrieb und der Ausbau des
Verkehrsflughafens Kéln/Bonn — Konrad Adenauer, einschlieflich der Versorgung Dritter mit
elektrischer Energie auf dem Gebiet des Flughafens sowie die Durchfiihrung aller damit verbun-
denen Nebengeschafte.
(2)  Die Gesellschaft kann sich zur Forderung des Unternehmensgegenstandes gem. Abs. 1 an ande-
ren Gesellschaften, deren Haftung beschrankt ist, beteiligen; sie kann derartige Gesellschaften

auch selbst errichten oder erwerben.

§3  Stammkapital
(2) Das Stammbkapital der Gesellschaft betragt 10.821.000 €

(Zehnmillionenachthunderteinundzwanzigtausend Euro)

(2) An dem Stammbkapital sind beteiligt:

1. die Bundesrepublik Deutschland mit
Stammeinlagen von insgesamt: 3.348.000 €
2. die Beteiligungsverwaltungsgesellschaft

des Landes Nordrhein-Westfalen mbH

mit Stammeinlagen von insgesamt 3.348.000 €
3. die Stadt KéIn

mit Stammeinlagen von 3.348.000 €

und weiteren 19.000 €
4. die Stadtwerke Bonn GmbH

mit Stammeinlagen von insgesamt 656.000 €
5. der Rhein-Sieg-Kreis

mit Stammeinlagen von insgesamt 64.000 €
6. der Rheinisch-Bergische Kreis

mit Stammeinlagen von insgesamt 38.000 €

§4  Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veroffentlicht.



§5

§6

Organe der Gesellschaft

Die Organe der Gesellschaft sind:

1.
2.
3.

die GeschaftsfithrerGeschéaftsfiihrung

der Aufsichtsrat

die Gesellschafterversammlung

GeschafisfithrerGeschiftsfiihrung

(1)

()

(3)

(4)

(5)

(6)

Die Geschaftsfiihrung der Gesellschaft hatbesteht aus mindestens zwei Geschaftsfihrer—Sind
mehrere-GeschafisfihrerbestelltMitgliedern. Besteht sie aus mehreren Mitgliedern, kann der

Aufsichtsrat eirenein Mitglied davon zum—Versitzendenin den Vorsitz der Geschaftsfiihrung
berufen und abberufen;.

Die GeschaftsfihrerMitglieder der Geschéftsfiihrung werden auf hdchstens funf Jahre be-

stellt. Bei Erstbestellungen ist die Bestelldauer in der Regel auf drei Jahre beschrdnkt. Aus-
nahmen hiervon sind zu begriinden. tireDie wiederholte Bestellung fiir jeweils weitere hochs-
tens funf Jahre ist zuldssig. Eine Wiederbestellung vor Ablauf eines Jahres vor dem Ende der
Bestelldauer bei gleichzeitiger Aufhebung der laufenden Bestellung darf nur aus zwingenden
Grinden erfolgen. Die Bestellung kann nur widerrufen werden, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt oder der Anstellungsvertrag erlischt. Fir den Widerruf der Berufung zum-\fersitzen-
derin den Vorsitz der Geschaftsfiihrung gilt das Vorstehende entsprechend. Bei vorzeitiger
Beendigung der Geschaftsflhrertatigkeit dirfen die Zahlungen einschlieBlich Nebenleistun-
gen den Wert von zwei Jahresvergiitungen nicht Uberschreiten und nicht mehr als die Rest-
laufzeit des Anstellungsvertrages vergiiten. Bei der Verlangerung von bestehenden Geschafts-
flihrervertragen konnen Ausnahmen zugelassen werden.

Die Anstellungsvertriage der GeschafisfihrerMitglieder der Geschaftsfiihrung werden auf

hochstens flinf Jahre geschlossen-_und kénnen im Falle des Widerrufs der Bestellung beendet

werden. AbzuschlieRende Anstellungsvertrdge enthalten eine Regelung liber die Veroffentli-

chung der Vergiitungen. Eine Verlangerung der Anstellungsvertrage um jeweils hochstens flinf

Jahre fiir die Dauer der Bestellung ist zulassig.

lcpurein-Cesehifstihrerbestelli~vird-Die Gesellschaft corchdieceprarireten—Sindrmaehre
re-Geschaftsfihrerbesteltwird-die-Gesellsehaftwird grundsatzlich durch zwei Gesehdftstih-
rerMitglieder der Geschaftsfihrung gemeinschaftlich oder durch—einen—Gesehiftsfihrerim

Ausnahmefall durch ein Mitglied der Geschaftsfihrung in Gemeinschaft mit einer Prokuristin

bzw. einem Prokuristen vertreten.

Die—Geschaftsfuhrer—oderBesteht die Geschéaftsfihrung aus mehreren Mitgliedern, kdnnen

einzelne von ihnen—kénrnren durch Beschluss der Gesellschafter ganz oder teilweise von den
Beschrankungen des § 181 BGB befreit werden.
Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung fiihren die GeschaftsfihrerMitglieder der Geschafts-

fihrung ihren jeweiligen Geschéftsbereich grundsatzlich eigenverantwortlich. Naheres regelt

die Geschéaftsordnung fir die GesehaftstithrerGeschaftsfihrung.




(7)

(8)

9)

(10)

Die GeschiaftsfihrerfihrenGeschaftsfihrung fiihrt die Geschafte mit der Sorgfalt_einer or-

dentlichen Kauffrau bzw. eines ordentlichen Kaufmanns nach Mallgabe der einschlagigen Ge-

setze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, dieses Gesellschaftsvertrages—und, der Ge-

schaftsordnung fiir die GesehdfisfihrerGeschaftsfihrung und der Grundsdtze guter Unter-
nehmensfiihrung (Corporate Governance Kodex) der Gesellschaft.

Die GeschafisfuhrerhabenGeschéftsfilhrung hat dem Aufsichtsrat entsprechend § 90 Aktien-

gesetz (AktG) schriftlich Bericht zu erstatten. Stimmt einerein Mitglied der Gesehaftsfihrer

Geschaftsfihrung dem Inhalt des Berichts an den Aufsichtsrat nicht oder teilweise nicht zu, ist

die abweichende Meinung dem Aufsichtsrat schriftlich mitzuteilen.

Soweit nach den Bestimmungen dieses Vertrags Rechtsgeschifte oder MaRnahmen der Zu-
stimmung der Gesellschafterversammlung oder des Aufsichtsrats-bzw—eines—entscheidungs-
befugten-Ausschusses-desAufsichtsratsAufsichtsrates bedirfen, ist diese im Voraus einzuho-

len, es sei denn, das Rechtsgeschaft oder die MaRnahme vertrdgt keinen Aufschub. In diesem

Falle haberhat die GesehafisfihrerGeschaftsfihrung die Berechtigung, eine Dringlichkeitsent-

scheidung zu treffen; diese ist unverziiglich dem zustandigen Organ bzw-—seirem—entsehei-

dungsbefugten-Aussehuss-zur nachtraglichen Genehmigung vorzulegen. Das zustandige Organ
bzw-—sein—entscheidungsbefugter-Aussehuss kann die Dringlichkeitsentscheidung aufheben,

soweit nicht schon Rechte Dritter durch die Ausfiihrung der Dringlichkeitsentscheidung ent-
standen sind.

Vorbehaltlich weitergehender oder entgegenstehender gesetzlicher Vorschriften weist die
Gesellschaft im Anhang zum Jahresabschluss die Angaben zu gewadhrten Gesamtbeziigen, Be-
zligen und sonstigen Leistungen gemafl § 108 Abs. 1 S.1 Nr. 9 GO NRW - in der jeweils giilti-

gen Fassung — sowohl personengruppenbezogen als auch individualisiert aus.

§7 Aufsichtsrat

(1)

()

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, der aus finfzehn Mitgliedern besteht. Der Aufsichtsrat

setzt sich aus zehn Vertreterinnen bzw. Vertretern der Gesellschafter und funf Vertreterinnen

bzw. Vertretern der ArbeitrehmerBeschaftigten zusammen. Den Gesellschaftern Bundesrepublik
Deutschland, Beteiligungsverwaltungsgesellschaft des Landes Nordrhein-Westfalen mbH und
Stadt Koln stehen paritatisch je drei Sitze, den Gbrigen Gesellschaftern zusammen ein Sitz im Auf-
sichtsrat zu. Die Aufsichtsratsmitglieder werden von der Gesellschafterversammlung gewabhlt,
soweit sie nicht als-\ertreter-derArbeitnehmernach § 4 Drittelbeteiligungsgesetz zu wahlen sind.
Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder, die als\ertreterauf Vorschlag der Gesellschafter Bun-
desrepublik Deutschland, Beteiligungsverwaltungsgesellschaft des Landes Nordrhein-Westfalen
mbH und Stadt Koln gewahlt wurden, und der Aufsichtsratsmitglieder, die als\ertreterderAr
beitnehmer-dem-Aufsichtsratangehdrennach § 4 Drittelbeteiligungsgesetz gewahlt wurden, en-

det mit der Gesellschafterversammlung, die Gber die Entlastung flr das vierte Geschaftsjahr nach

Beginn der Amtszeit beschlieRt. Das Geschaftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mit-

gerechnet. Die Amtszeit des Aufsichtsratsmitglieds, das als-\ertreterfireinenauf Vorschlag eines




(3)

(4)

der Gesellschafter Stadtwerke Bonn GmbH; oder Rhein-Sieg-Kreis oder Rheinisch-Bergischer Kreis
demin den Aufsichtsrat angehértgewdhlt wurde, endet mit der Gesellschafterversammlung, die
Gber die Entlastung fur das zweite Geschaftsjahr nach Beginn seiner Amtszeit beschlieRt; Satz 2
findet keine Anwendung. Die vorzeitige Abberufung eines Aufsichtsratsmitgliedes ist durch Be-
schluss der Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von % der abgegebenen Stimmen
moglich. Die Mitglieder des AufsichtsratsAufsichtsrates kdnnen ihr Amt jederzeit durch eine an
den-Versitzenden—des-Aufsichtsratsdas vorsitzende Aufsichtsratsmitglied und an die Gesehdfts-

fohrerGeschaftsfiihrung zu richtende schriftliche Erklarung, das Amt nicht mehr ausiiben zu wol-

len, niederlegen.

Im Falle_des vorzeitigen Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitglieds soll fir den Rest der Amtszeit
des ausgeschiedenen Mitglieds unverziglich ein neues Mitglied gewahlt werden.

Der Aufsichtsrat wahlt fur die nach Absatz 2 bestimmte Amtszeit aus seiner Mitte eiren-\orsit-
zenden-unddas vorsitzende Mitglied sowie bis zu drei StellvertreterStellvertretungen. Endet die

Amtszeit des Versitzendenvorsitzenden Aufsichtsratsmitglieds oder eines—Stellvertreterseiner

Stellvertretung vor Ablauf der Amtszeit, so hat der Aufsichtsrat unverziiglich eine Neuwabhl fiir die
restliche Amtszeit durchzufiihren.

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschaftsordnung.

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte beratende und-entseheidungsbefugte-Ausschiisse bestel-
len. Die Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse werden in Anlehnung an
§ 107 Absatz 3 Satz 3 AktG durch die Geschaftsordnung fiir den Aufsichtsrat oder durch die Ge-
schaftsordnung der Ausschiisse oder in Einzelfdllen durch Beschluss des AufsichtsratsAufsichtsra-
tes festgelegt. Jedem Mitglied des Aufsichtsrates ist eine Abschrift der Sitzungsniederschriften al-
ler vom Aufsichtsrat bestellten Ausschiisse auszuhadndigen. Ist ein beratender Ausschuss des Auf-
sichtsrates gebildet worden, sind die Sitzungsniederschriften acht Kalendertage vor der Auf-

sichtsratssitzung zu libersenden.

§8 Innere Ordnung des AufsichtsratsAufsichtsrates

(1)

Aufsichtsratssitzungen sollen in der Regel einmal im Kalendervierteljahr, sie miissen einmal im
Kalenderhalbjahr abgehalten werden. Zu den Aufsichtsratssitzungen soll unter Bekanntgabe der
Tagesordnung und Ubersendung der erforderlichen Unterlagen vierzehn Kalendertage vor der
Aufsichtsratssitzung eingeladen werden. In dringenden Féllen kann derersitzendedas vorsit-
zende Aufsichtsratsmitglied oder einerseinerStellvertretereine Stellvertretung eine kirzere La-

dungsfrist sowie die fernmiindliche oder in anderer geeigneter Weise durchzufiihrende Ladung
der Aufsichtsratsmitglieder anordnen. Der Aufsichtsrat muss unverziiglich einberufen werden,
wenn ein Gesellschafter oder ein Aufsichtsratsmitglied oder die GesehdftsfihrerGeschaftsfiih-
rung der Gesellschaft dies schriftlich beim-\ersitzenden-des-Aufsichtsratsbei dem vorsitzenden

Aufsichtsratsmitglied unter Angabe des Zwecks und der Griinde beantragenbeantragt. Wird dem

Antrag auf Einberufung des AufsichtsratsAufsichtsrates nicht entsprochen, so kann der oder kdn-

nen die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts den Aufsichtsrat selbst einberufen.



§9

()

(3)

(4)

(5)

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn alle Mitglieder geladen und mehr als die Halfte der Mit-
glieder, darunter derVorsitzende-des-Aufsichtsrats-odereinerseinerStellvertreterdas vorsitzen-

de Aufsichtsratsmitglied oder eine Stellvertretung, an der Beschlussfassung teilnehmen.

Abwesende Mitglieder kdnnen dadurch an der Beschlussfassung des AufsichtsratsAufsichtsrates

teilnehmen, dass sie dem vorsitzenden Aufsichtsratsmitglied oder seiremder sitzungsleitenden

StellvertreterStellvertretung ihre schriftlichen Stimmabgaben Gbermitteln.

Der Aufsichtsrat beschlieft mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern nicht
durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag ausdriicklich etwas anderes bestimmt wird. Bei Stimmen-
gleichheit gilt der zur Beschlussfassung gestellte Antrag als abgelehnt.

Uber die Verhandlungen und Beschliisse des AufsichtsratsAufsichtsrates sind Niederschriften an-
zufertigen, die vem—Pretekelfihrervon der Protokollfiihrung und dem Versitzenden—des—Auf-

siehtsratsvorsitzenden Aufsichtsratsmitglied oder seinremder sitzungsleitenden Stellvertreter-

Stellvertretung zu unterzeichnen sind. In der Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die Teil-
nehmer, die Gegenstande der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die
Beschliisse des AufsichitsratsAufsichtsrates anzugeben. Ein Verstoll gegen Satz 1 oder Satz 2
macht einen Beschluss nicht unwirksam. Jedem Mitglied ist eine Abschrift der Sitzungsnieder-
schrift auszuhandigen.

Die Beschlussfassung des Aufsichtsrates durch schriftliche Abstimmung (Umlaufverfahren) ist zu-
lassig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrates dem Verfahren widerspricht. Der Widerspruch ist
innerhalb von vierzehn Kalendertagen nach Zugang des zur Beschlussfassung gestellten Antrags
zu erheben. Das Abstimmungsergebnis ist innerhalb von vierzehn Kalendertagen den Mitgliedern
des Aufsichtsrates und den—Gesehaftstithrernder Geschaftsfihrung vom Aufsichtsratsversitzen-
denvorsitzenden Aufsichtsratsmitglied oder eirem-seinerStellvertretereiner Stellvertretung mit-

zuteilen. Solche Beschlisse sind in der ndchsten Sitzung in die Niederschrift aufzunehmen.
Die Bestimmungen der Absdtze 1 bis 6 gelten auch fiir die Ausschiisse des AufsichtsratsAufsichts-

rates entsprechend.

Aufgaben des AufsichtsratsAufsichtsrates

(1)

Dem Aufsichtsrat obliegen die ihm durch Gesetz und durch Gesellschaftsvertrag zugewiesenen
Aufgaben. Die Gesellschafterversammlung kann dem Aufsichtsrat weitere Aufgaben Ubertragen,
soweit nicht zwingende Rechtsvorschriften entgegenstehen.

Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegeniiber den GeschafisfihrernMitgliedern der Ge-
schiftsfiihrung bei Abschluss, Anderung, Aufhebung oder Kiindigung derAnstellungsvertrigedes
Anstellungsvertrages des Mitgliedes der GesehaftsfihrerGeschaftsfiihrung, in Rechtsstreitigkei-
ten der Gesellschaft mit dem Mitglied oder den GesehdftsfithrernMitgliedern der Geschaftsfih-
rung und in allen Ubrigen die GesehaftsfihrerMitglieder der Geschéftsfilhrung betreffenden

Rechtsangelegenheiten.
Der Aufsichtsrat beschlieRt tiber die Bestellung und den Widerruf der Bestellung eines Mitgliedes
der GeschiftstithrerGeschiftsfilhrung sowie Abschluss, Anderung, Aufhebung oder Kiindigung




(4)

(5)

(6)

der—Anstellungsvertrigedes Anstellungsvertrages mit Geschaftsfihrerndem Mitglied der Ge-

schaftsfihrung einschlieflich der Regelung eines Wettbewerbsverbots sowie der Gewdhrung ves

kreditenund-Abfindungeneiner Abfindung.
Der Aufsichtsrat beschlieBt auf Vorschlag der GesehaftsfithrerGeschaftsfiihrung tber die Bestel-

lung und den Widerruf der Bestellung der Prokuristinnen und Prokuristen grdsowie Handlungs-

bevollmachtigten.
Der Aufsichtsrat beschlieft die Geschaftsordnungen fir die entsecheidungsbefugten-Ausschiisse
des AufsichtsratsAufsichtsrates und die Geschaftsordnung fir die Gesehdftsfihrer—Geschaftsfih-

rung. Empfehlungen in den Ausschiissen fiir Entscheidungen des Aufsichtsrates werden in den

Ausschissen unabhdngig voneinander gefasst, da der jeweilige Entscheidungshorizont unter-

schiedlich ist.

Rechtsgeschafte und MalRnahmen der Geschaftsfiihrung, die Gber den gewdhnlichen Geschafts-
betrieb hinausgehen, bediirfen, sofern dieser Gesellschaftsvertrag nichts anderes vorsieht, der
vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates; dies gilt insbesondere fiur folgende Rechtsgeschafte

und MaBBnahmen:

(a) Bauprojekte mit geplanten Gesamtprojektkosten von mindestens 3.000.000 € auf der

Grundlage der Vorplanung und Kostenschatzung (HOAI Leistungsphase 2). Die Definition

von ,Bauprojekt” entspricht der Definition von ,Bauleistung” in § 1 VOB/A. Bei der Be-

rechnung der Hohe der geplanten Gesamtprojektkosten eines Bauprojektes sind alle Kos-

ten der Kostengruppen 100 bis 700 nach der DIN 276 (Baukosten, Risikozu-

schlag/Unvorhergesehene Baukosten, Baunebenkosten) einzurechnen. Kostenuberschrei-

tungen von mehr als 20 % sind gesondert zu begriinden und bedirfen einer gesonderten

Beschlussfassung. Sobald die in Satz 1 genannten geplanten Gesamtprojektkosten von

3.000.000 € Uberschritten werden, ist eine Beschlussfassung unabhdngig vom Prozentsatz

der Uberschreitung der geplanten Gesamtprojektkosten herbeizufiihren. Eine Uberschrei-

tung der geplanten Gesamtprojektkosten liegt vor, wenn sie bei einem einzelnen Baupro-

jekt gegeben ist. Kompensationsmoglichkeiten mit Einsparungen bei anderen Projekten

oder anderen Ausgaben des Wirtschaftsplans befreien nicht vom Erfordernis einer Be-

schlussfassung im Aufsichtsrat. Die in Satz 1 genannte Zustimmung kann auch im Rahmen

der Beschlussfassung des Aufsichtsrates Gber den Wirtschaftsplan erfolgen. In diesem Fall

bedarf es einer konkreten Benennung des zu genehmigenden Bauprojektes in der Be-

schlussvorlage;

(b) Erwerb, Belastung und VerduBerung von Grundstiicken, grundstiicksgleichen Rechten o-
der Rechten an Grundstiicken, wenn der Geschaftswert im Einzelfall bei Erwerb 500.000 €

sowie bei Belastung oder VerauRerung 100.000 € Ubersteigt;



(d)

(e)

(m)

(n)

Aufnahme von Krediten jeder Art, falls die im Wirtschaftsplan dafiir festgelegten Grenzen
flir das betreffende Jahr Gberschritten werden;

Gewdhrung von Krediten jeder Art an Dritte Gber einen Betrag von mehr als 25.000 € im
Einzelfall mit Ausnahme der {blichen Kredite im Rahmen des gewdhnlichen Geschaftsbe-
triebs, insbesondere bei Lieferungen und Leistungen der Gesellschaft sowie bei Geldanla-
gen der Gesellschaft mit Laufzeiten von unter einem Jahr;

die Gewahrung von Krediten jeder Art an Betriebsangehorige; Gber einen Betrag von mehr
als 25.000 €;

Schuldiibernahme sowie Eingehung von Wechsel-, Gewahrs-, Blrgschafts- und dhnlichen
wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verbindlichkeiten, deren Geschaftswert im Einzelfall
100.000 € (ibersteigt. Dies gilt nicht flr tGbliche Verbindlichkeiten im Rahmen des gewdhn-
lichen Geschaftsbetriebs, insbesondere bei Lieferungen und Leistungen an die Gesell-
schaft;

Abschluss von Miet- und Pachtvertrdgen, durch die die Gesellschaft jahrlich zur Zahlung
eines Betrages von mehr als 100.000 € verpflichtet wird;

Einleitung behdrdlicher Verfahren grundsatzlicher Art;

Einleitung von Rechtsstreitigkeiten von grundsatzlicher Bedeutung oder mit einem Streit-
wert von mehr als 500.000 €, sofern es sich nicht um Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen der Gesellschaft handelt; Abschluss von Vergleichen, wenn die Gesellschaft um
einen Betrag von mehr als 100.000 € nachgibt; Erlass von Forderungen um einen Betrag
von mehr als 100.000 € ohne Gegenleistung;

Abschluss von Arbeitsvertragen mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern oder Ab-

schluss von Vertragen mit freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren feste Jahres-

verglitung 100.000 € (ibersteigt, oder die als GesechaftsbereichsleiterMitglied einer Ge-

schéftsbereichsleitung eingestellt werden sowie bei Gehaltserhdhungen der Gesehdftsbe-

reichsleiter-Mitglieder der Geschéftsbereichsleitungen. Einmal im Jahr wird der Aufsichts-

rat nachtraglich Uber sdamtliche neu abgeschlossenen auRertariflichen Vertrdge (AT-

Vertrdge) in Kenntnis gesetzt.;

—entfallt-

Ubernahme von Pensionsverpflichtungen; Abfindungsregelungen fiir Geschifisbereichslei-
ter-oder-ArbeitnrehmerMitglieder der Geschaftsbereichsleitungen oder Beschaftigten, die

unmittelbar an die Geschaftsflihrung berichten; Abschluss von Gruppenvertragen fir eine
betriebliche Altersversorgung und diesbeziiglichen Einzelvertragen sowie fir Unfallversi-
cherungen und ahnliche Versorgungsvertrage;

Festlegung von Richtlinien fur die Gewahrung von Reisekostenvergitungen, Umzugskos-
tenentschadigungen, Beihilfen, Unterstitzungen, Richtlinien fir die Nutzung gesell-
schaftseigener Kraftfahrzeuge und fiir die Gewahrung von Arbeitgeberdarlehen;

Abschluss von Betriebsvereinbarungen und deren Anderungen, die fiir die Gesellschaft ei-

ne finanzielle Verpflichtung von mehr als 200.000 € p.a. zur Folge hat. Der Aufsichtsrat



(7)

(8)

wird einmal jahrlich Gber unter der Wertgrenze liegenden Betriebsvereinbarungen, die in-
nerhalb eines Jahres abgeschlossen wurden, unterrichtet-;

(o) Stimmabgabe in Gesellschafter- und Hauptversammlungen von Eigen- und Beteiligungsge-

sellschaften, soweit es sich um Satzungs- und Gesellschaftsvertragsanderungen, um die

Auflosung oder um die Verfligung Uiber Geschaftsanteile oder Aktien der betreffenden Ge-

sellschaft und um die Grindung von und Beteiligung an Gesellschaften durch Eigen- und

Beteiligungsgesellschaften, deren Satzungs- und Gesellschaftsvertragsdnderungen, deren

Auflosung und jegliche Verfugung Uber deren Geschéaftsanteile und Aktien handelt.

Der Aufsichtsrat kann weitere Geschafte von seiner Zustimmung abhangig machen. Er kann seine
Zustimmung auch allgemein zu Geschaften bestimmter Art erteilen.

Der Aufsichtsrat berat liber alle Geschafte und MalRnahmen, die eines Beschlusses der Gesell-
schafterversammlung bedurfen.

Die Berichterstattung Uber den Verlauf von Bauprojekten mit geplanten Gesamtprojektkosten

Uber 2.000.000 € erfolgt quartalsweise. Die Quartalsberichte missen eine umfassende Informati-

on des Aufsichtsrates sicherstellen und daher mindestens den aktuellen Projektstand, Ausschrei-

bungsergebnisse/abschlieBende Vergaben, Baufortschritt und Baukosten im Verhéltnis zum Plan,

die aktuellen Mittelabflisse und gegebenenfalls Projekteinstellungen bzw. —aufgaben/zeitweilige

Einstellungen umfassen. Uberschreitungen der geplanten Gesamtprojektkosten von mehr als 20

% sind gesondert zu begriinden. Kompensationsmoglichkeiten mit Einsparungen bei anderen Pro-

jekten oder anderen Ausgaben des Wirtschaftsplans befreien nicht vom Erfordernis der geson-

derten Begriindung im Aufsichtsrat.

§ 10 Vergiitung des AufsichtsratsAufsichtsrates

§11

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine angemessene Vergitung, die durch Beschluss der Gesell-

schafterversammlung festgestellt wird. Vorbehaltlich weitergehender oder entgegenstehender gesetzli-

cher Vorschriften weist die Gesellschaft im Anhang zum Jahresabschluss die Angaben zu gewahrten Ge-

samtbezligen, Beziigen und sonstigen Leistungen gemaR § 108 Abs. 1 S.1 Nr. 9 GO NRW —in der jeweils

giltigen Fassung — sowohl personengruppenbezogen als auch individualisiert aus.

Wirtschaftsplan

(1)

(2)

Die Geschiaftsfiihrung hat fir jedes Geschaftsjahr einen Wirtschaftsplan, bestehend insbesondere
aus einem Erfolgsplan, einem Finanzplan und einer Stellenlbersicht, aufzustellen. Der Wirt-
schaftsfiihrung hat die Geschaftsfiihrung einen funfjahrigen Finanzplan zugrunde zu legen. Der
Wirtschaftsplan und der flinfjahrige Finanzplan sind so rechtzeitig aufzustellen, dass die Gesell-
schafterversammlung vor Beginn des Geschaftsjahres tGiber ihre Genehmigung beschlieRen kann.

Mit Zustimmung der Gesellschafterversammlung sindist die GesechaftsfithrerGeschaftsfliihrung

erméchtigt, die die Planansatze betreffenden MaRnahmen unter Beachtung von § 9 Absatz 6
durchzufiihren, es sei denn, dass die Gesellschafterversammlung in einzelnen Fallen Vorbehalte

gesetzt hat.



(3)

Absehbare Aufwandsiberschreitungen von Planansdtzen der aus dem genehmigten Wirtschafts-
plan resultierenden Planansatze der Vierteljahresberichte bediirfen der zeitnahen Zustimmung
des Aufsichtsrates, soweit im Einzelnen der Betrag von 2 Mio. € oder 20 % des Planansatzes liber-
schritten werden. Hiervon ausgenommen sind Planiberschreitungen, denen im direkten Zusam-
menhang entsprechende Mehrertrage in dem jeweiligen Jahr gegeniberstehen. Unabhangig
hiervon sind Planabweichungen mit Begriindung in die Vierteljahresberichte aufzunehmen. Die

Regelung des § 9 Absatz 6 a) der Satzung bleibt hiervon unberihrt.

§12 Gesellschafterversammlung

§13

(1)
()

Die Gesellschafterversammlungen finden mindestens zweimal im Kalenderjahr statt.
Die Gesellschafterversammlung wird vom VMersitzenden—des—Aufsichisrates,—oder—eirem—seiner

Stellvertretervorsitzenden Aufsichtsratsmitglied oder einer Stellvertretung unter Mitteilung der

Gegenstinde der Beschlussfassung und Ubersendung der erforderlichen Unterlagen mit einer
Frist von vierzehn Kalendertagen einberufen. Die Gesellschafterversammlung muss unverziglich
einberufen werden, wenn ein Gesellschafter oder zwei Aufsichtsratsmitglieder oder ein Ge-

schaftsfihrerMitglied der Geschéftsfiihrung der Gesellschaft dies schriftlich beim VMersitzenden

des-Aufsichtsratsvorsitzenden Aufsichtsratsmitglied unter Angabe des Zwecks und der Griinde

beantragen. Wird dem Antrag auf Einberufung der Gesellschafterversammlung nicht entspro-
chen, so kann der-die antragstellende Person oder kdnnen die Antragstellerverlangen—dassan-
tragstellenden Personen unter Mitteilung des Sachverhalts die Gesellschafterversammlung statt-
findet—DerVorsitzende-des-Aufsichtsratsselbst einberufen. Das vorsitzende Aufsichtsratsmitglied
oder einerseinerStellvertretereine Stellvertretung oder eine aus der Mitte der Gesellschafter-

versammlung bestimmte Person leitet die Gesellschafterversammlung.

In der Gesellschafterversammlung gewdhren je 500 € Stammeinlage eine Stimme.
Zur Ausiibung des Stimmrechts in der Gesellschafterversammlung bedarf es einer schriftlichen

Vollmacht des jeweiligen Gesellschafters.

Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung

(1)

Die Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfahig, wenn 75 vom Hundert des Stammbkapitals
vertreten sind. Erweist sich eine Gesellschafterversammlung als nicht beschlussfahig, so ist in-
nerhalb von vier Wochen mit der gleichen Frist und der gleichen Tagesordnung eine neue Ver-
sammlung einzuberufen; diese Versammlung ist ohne Riicksicht auf das vertretene Stammbkapital
beschlussfahig.

Die Gesellschafterversammlung beschlieBt in der Regel mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Fir die Stimmenberechnung gilt § 12 Absatz 3 des Ver-
trags.

Die Beschlussfassung-der—Gesellsechafter durch schriftliche Abstimmung ist zuldssig, wenn kein
Gesellschafter dem Verfahren widerspricht. Diese Abstimmung wird vom Mersitzenden-desAuf-
sichtsratsvorsitzenden Aufsichtsratsmitglied oder von eirem-seinerStellvertretereiner Stellver-




tretung oder einem GesehaftstithrerMitglied der Geschaftsfihrung herbeigefiihrt. Das Abstim-

mungsergebnis ist innerhalb von vierzehn Kalendertagen den Gesellschafterinnen und Gesell-

schaftern wrd—den 5ftsfi o i sorcitzandan ode

tretersowie der Geschaftsfihrung von der Person mitzuteilen, die die schriftliche Abstimmung

geleitet hat. Diese Beschlisse sind in der nachsten Sitzung in die Niederschrift aufzunehmen.

§ 14 Aufgaben der Gesellschafterversammlung

(1)

Die Gesellschafterversammlung beschlief8t tber:

(a) Erwerb und Griindung anderer Unternehmen, Erwerb und VerduRerung von Beteiligungen
an anderen Unternehmen sowie Anderung der Beteiligungsquote und Teilnahme an einer
Kapitalerh6hung bei anderen Unternehmen;

(b)  Verfugung liber Geschéaftsanteile oder Teile von solchen;

(c) Anderung des Gesellschaftsvertrags;

(d) Einforderung von Einzahlungen auf die Stammeinlagen;

(e) Gesamtzahl der GesehaftsfihrerMitglieder der Geschaftsfuhrung;

(f) Bestellung des Abschlusspriifers, dessen Auftrag sich auch auf die Aufgaben nach § 53 Ab-
satz 1 und 2 Haushaltsgrundsatzegesetz erstreckt;

(g) Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung des Ergebnisses nach MaRRgabe des §
29 GmbHG;

(h) Entlastung des AufsichtsratsAufsichtsrates und der GesehaftsfihrerMitglieder der Ge-

schéftsfihrung;
(i) Art und Hohe der fiir die Mitglieder des AufsichtsratsAufsichtsrates und der von ihnen ge-

bildeten Ausschiisse zu zahlenden Vergitungen einschlieRlich eines pauschalierten Sit-
zungsgeldes (Auslagen der Gesellschafter werden nicht erstattet);

(i) Geltendmachung von Ersatzanspriichen gegen Aufsichtsratsmitglieder;

(1 Auflosung der Gesellschaft;

(m)  Wirtschaftsplan und flinfjahrige Finanzplanung;

(n) Abschluss und Anderung von Unternehmensvertrigen i.S. der §§ 291 und 292
Absatz 1 AktG.

Die Beschliisse gemaR Absatz 1 Lit. a bis f, | und n miissen mit drei Vierteln der gemaR § 12 Ab-

satz 3 dieses Vertrags gewahrten Stimmen gefasst werden.

§ 15 Niederschrift der Beschliisse

(1)

Uber jede Gesellschafterversammlung ist, soweit nicht notarielle Beurkundung vorgeschrieben

ist, eine Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift ist vem-PretekeHfithrervon der Protokoll-

eterder-Person zu

fihrung und



§16

§17

§18

unterschreiben, die die Versammlungsleitung innehatte, und innerhalb von einem Monat den

Gesellschaftern und den-Geschaftstihrernder Geschéaftsfihrung zu Gbersenden.

(2) Die Niederschrift ist in der nachsten Gesellschafterversammlung den Gesellschaftern zur Geneh-

migung vorzulegen.

Jahresabschluss und Priifungsrechte

(1) Die Geschaftsfithrer-habenGeschéaftsfihrung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des

Geschaftsjahres den Jahresabschluss und den Lagebericht nach den fiir grofRe Kapitalgesellschaf-
ten geltenden gesetzlichen Vorschriften zu erstellen und dem Aufsichtsrat unverziglich zuzulei-
ten. Der Aufsichtsrat erteilt demder von der Gesellschafterversammlung bestellten Absehtusspri-
ferAbschlussprifungsgesellschaft den Priifungsauftrag. Ber-AbsehlussprirferDiese hat den Prii-

fungsbericht mit der Stellungnahme der Geschaftsfiihrung dem Aufsichtsrat vorzulegen.

(2) Den Gesellschaftern stehen die Rechte nach § 53 Haushaltsgrundsatzegesetz zu. Dem Bundes-

rechnungshof, dem Landesrechnungshof des Landes Nordrhein-Westfalen und dem Rechnungs-
prifungsamt der Stadt KéIn stehen die Rechte nach § 54 Haushaltsgrundsatzegesetz zu.

(3) Die an der Gesellschaft unmittelbar und mittelbar beteiligten Gebietskorperschaften kénnen von
der Gesellschaft Aufklarung und Nachweise verlangen, die fiir deren Aufstellung des jeweiligen

Gesamtabschlusses erforderlich sind.

Gewinnverwendung

(1) Die Gesellschafter haben Anspruch auf den Jahresiiberschuss zuziiglich eines etwaigen Gewinn-
vortrages und abziglich eines etwaigen Verlustvortrages soweit nicht gesetzliche Regelungen
entgegenstehen oder die Gesellschafter beschlieBen, Betrage als Gewinn vorzutragen oder in
Gewinnricklagen einzustellen. Wird die Bilanz unter Berlicksichtigung der teilweisen Ergebnis-
verwendung aufgestellt oder werden Riicklagen aufgeldst, so haben die Gesellschafter abwei-
chend von Satz 1 Anspruch auf den Bilanzgewinn.

(2) Solange und soweit ein Gesellschafter zur Finanzierung des Ausbaus des Flughafens Kapitalrtick-
lagen zur Verfligung gestellt hat oder stellt, sind diese Betrdge kiinftig bei der Gewinnverteilung

wie Stammbkapital dieses Gesellschafters zu behandeln und entsprechend zu beriicksichtigen.

Gleichstellung von Frauen und Mannern_und ergidnzende Regelungen zur Unternehmensfiihrung

(1) Die Organe der Gesellschaft wirken darauf hin, dass im Unternehmen die Ziele des Gesetzes zur
Gleichstellung von Frauen und Mannern fir das Land Nordrhein-Westfalen beachtet werden.

(2) Die Gesellschafter haben aus den Public Corporate Governance Kodizes (PCGK) der Anteilseigner

Stadt K6ln, Land Nordrhein-Westfalen und Bundesrepublik Deutschland die Grundsatze der guten

Unternehmensfiihrung — Corporate Governance Kodex (CGK) — der FKB entwickelt und speziell

auf die Belange der FKB angepasst und werden sie zukiinftig regelmaRig aktualisieren.

(3) Kredite des Unternehmens an Mitglieder des Aufsichtsrates und der Geschéaftsfiihrung sowie an

Angehorige der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Geschéaftsfihrung werden nicht gewahrt.




Bestehende Kredite bei der Berufung in den Aufsichtsrat oder die Geschéaftsflihrung kdnnen nur

beibehalten werden, wenn Interessenkonflikte ausgeschlossen sind. Eine Verlangerung solcher

Kredite ist in diesen Féillen ausgeschlossen.

8§19 Auflosung der Gesellschaft

§20

(2) Im Falle der Auflosung der Gesellschaft ist das Vermdgen der Gesellschaft nach dem Verhaltnis
der Geschéftsanteile an die Gesellschafter zu verteilen.

(2) Bei der Wertfestsetzung der Geschaftsanteile sind die Kapitalriicklagen i.S. d. § 17 Absatz 2 sowie
Zuschiisse der Gesellschafter (Investitionszuschiisse, Forderungsverzichte, Zinsverzichte u. a.) wie
Stammeinlagen zu behandeln. Kapitalherabsetzungen lassen den Wert der Zuschisse unberihrt.

(3) Der Wert der Geschaftsanteile wird von einem von der Gesellschafterversammlung zu bestellen-

den sachverstandigen Priifer (Wirtschaftsprifer) festgestellt.

Nichtigkeitsklausel
Ist eine Bestimmung dieses Vertrags nichtig, so wird die Giiltigkeit der {ibrigen Bestimmungen dadurch

nicht berthrt.
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Beschlussvorlage

fur den
offentlichen Sitzungsteil

Gremium Datum Zustandigkeit
Finanzausschuss 12.09.2018 Vorberatung
Kreisausschuss 24.09.2018 Vorberatung
Kreistag 27.09.2018 Entscheidung

giaekfmd“ungs' Vereinbarungen zwischen dem Rhein-Sieg-Kreis und

benachbarter Ortsgemeinden tber die zu tragende
Aufwandabdeckung fir den Anrufsammeltaxi (AST)-
Verkehr

Beschlussvorschlag:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Kreisausschuss dem Kreistag folgenden Beschluss zu
empfehlen:

Den als Anhang 1-4 beigefligten Entwirfen der Vereinbarungen zwischen dem Rhein-Sieg-
Kreis und den angrenzenden Ortsgemeinden Rheinbreitbach, St. Katharinen, Vettelschol3
und Windhagen Uber die von diesen jeweils zu tragende Aufwandabdeckung fir den
Anrufsammeltaxi (AST)-Verkehr wird zugestimmt.

Vorbemerkungen:

Der Rhein-Sieg-Kreis ist nach § 3 Absatz 1 OPNVG NRW Aufgabentrager fiir den Offentlichen
Personennahverkehr (OPNV) im Kreisgebiet. Der Rhein-Sieg-Kreis hat die RSVG durch
oOffentlichen Dienstleistungsauftrag gemafd VO 1370/2007 mit der Durchfiihrung des 6ffentlichen
Personennahverkehrs im rechtsrheinischen Rhein-Sieg-Kreis und auf ausbrechenden Linien
beauftragt. Hierzu gehort auch der Anrufsammeltaxi-Verkehr.

Der Anrufsammeltaxi-Verkehr in Bad Honnef fahrt auf der Linie 586 auch grenziberschreitend
die Ortsgemeinden Rheinbreitbach, St. Katharinen, Vettelschol3 und Windhagen an.

Erlauterungen:

In der Vergangenheit haben die Stadte und Gemeinden, so auch die Stadt Bad Honnef, die aus
dem AST-Verkehr entstehenden Verluste den Verkehrsunternehmen ausgeglichen und somit die



grenziberschreitenden Verkehre mit den Nachbarkommunen abgerechnet.

In 2016 fasste der Kreistag zunachst einen Beschluss, dass zukinftig ,die zu Lasten des Rhein-
Sieg-Kreises entstehenden planmafigen Verluste der Verkehrsunternehmen aus den im jeweils
aktuellen Nahverkehrsplan (NVP) des Rhein-Sieg-Kreises enthaltenen Verkehren ...“ Uber die
OPNV-Umlage umgelegt werden.

In seiner Sitzung im Juni 2016 beschloss der Kreistag die Fortschreibung des
Nahverkehrsplanes, in dem nunmehr auch die AST-Verkehre aufgenommen sind.

Da nun der Verlustausgleich fur die AST-Verkehre vom Rhein-Sieg-Kreis Uber den 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrag der RSVG erfolgt, die Kosten aber letztlich weiterhin von den jeweiligen
Kommunen getragen werden sollen, beabsichtigt der Rhein-Sieg-Kreis zur Abrechnung des
Aufwanddeckungsfehlbetrages fur die grenziberschreitenden Verkehre mit den Ortsgemeinden
Rheinbreitbach, St. Katharinen, Vettelscho3 und Windhagen die im Anhang 1-4 beigefligten
offentlich-rechtlichen Vereinbarungen abzuschlieRen. Damit erh&lt der Rhein-Sieg-Kreis die bei
der RSVG fur diese Gemeinden entstehenden Kosten erstattet. Es handelt sich damit um einen
durchlaufenden Posten fur den Kreishaushalt.

Nach 8§ 5 Absatz 1 Nahverkehrsgesetz Rheinland Pfalz (NVG) ist auch dort der Landkreis
Aufgabentrager fur den OPNV. Nach Absatz 2 kann die Aufgabe einer Gemeinde oder
Verbandsgemeinde fir ihren ortlichen Wirkungskreis Ubertragen werden. Hiervon hat der
Landkreis Neuwied Gebrauch gemacht und in seinem Nahverkehrsplan geregelt, dass die
Organisation und Finanzierung der AST-Verkehre Angelegenheit der jeweiligen Ortsgemeinde
sind.

Die jeweiligen Ortsgemeinderate der Ortsgemeinden St. Katharinen, Vettelschol3 und Windhagen
haben den Vereinbarungen bereits zugestimmt. Die Zustimmung des Ortsgemeinderates
Rheinbreitbach steht noch aus.

Die offentlich-rechtlichen Vereinbarungen sind mit der Bezirksregierung Koéln als Kommunal-
aufsicht sowie der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier als zustandige Aufsichtsbehérde
in Rheinland-Pfalz abgestimmt.

Gemal 8§ 24 Absatz 2 des Gesetzes Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit bedarf der Abschluss

einer offentlich-rechtlichen Vereinbarung der Genehmigung durch die Bezirksregierung Kolin.
Insofern ist ein Kreistagsbeschluss erforderlich.

Im Auftrag

(Udelhoven)

Zur Sitzung des Finanzausschusses am 12.09.2018

Anhénge:

Anhang 1 — Vereinbarung mit der Ortsgemeinde Windhangen
Anhang 2 — Vereinbarung mit der Ortsgemeinde Vettelschol3
Anhang 3 — Vereinbarung mit der Ortsgemeinde St. Katharinen
Anhang 4 — Vereinbarung mit der Ortsgemeinde Rheinbreitbach



Haushalt:

l. Haushaltsmittel sind veranschlagt bei:

Produktnr. bzw.Projektnr.)

Il. | Ressourcenverbrauch (nur soweit nicht in Haushaltsplanung beriicksichtigt):

| Personal:

Vollzeitdquivalente
p.a.

Personalbedarf
Personaleinsparung

| Finanzen:

konsumtiv in €
pro Jahr(sofern dauerhaft)

bzw. pro Projekt

Aufwendungen

Personalaufwand
Transferaufwand
sonstiger Aufwand

Ertrage Zeitraum
(negatives (ab... )
Abschreibungen Vorzeichen) Saldo (von...bis...)

Gesamt:

investiv in € Einzahlungen Umsetzungs-
pro MalRnahme (negatives zeitraum
Auszahlungen Vorzeichen) Saldo (von...bis...)

Baumalfinahmen/ Beschaffung

Grunderwerb

Gesamt

[l Deckung ist innerhalb des Budgets gegeben

XI Die Bereitstellung zusétzlicher Mittel ist erforderlich

Es handelt sich um zukinftig zu veranschlagenden Aufwand und Ertrag, der sich gegenseitig
deckt.



Nach den Regelungen des Staatsvertrages zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und
dem Land Rheinland-Pfalz Gber Zweckverbande, 6ffentlich-rechtliche Vereinbarungen,
kommunale Arbeitsgemeinschaften sowie Wasser- und Bodenverbande vom 19. Juni 1972
(GV NRW. 1972 S. 182) und der §§ 1, 23 und 24 des Gesetzes Uber kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG NRW) in der Fassung vom 01. Oktober 1979 (SGV NRW. 202) schlie-
Ben

der Rhein-Sieg- Kreis, vertreten durch den Landrat,
— nachfolgend ,Rhein-Sieg-Kreis" genannt —

und

die Ortsgemeinde Windhagen, vertreten durch den Ortsblrgermeister
— nachfolgend ,,0G Windhagen® genannt —

folgende

Vereinbarung
uber die von der Ortsgemeinde Windhagen

zu tragende Aufwandabdeckung fiir den Anrufsammeltaxi (AST)-Verkehr

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. In Rheinland-Pfalz liegt die Zustandigkeit fir die Wahrnehmung des 6ffentlichen Perso-

nennahverkehrs bei den Landkreisen, im vorliegenden Fall bei dem Landkreis Neuwied.
Im Nahverkehrsplan des Landkreises Neuwied wurde festgelegt, dass die Organisation
und Finanzierung des Anrufsammeltaxis von Seiten der Ortsgemeinden, als sogenannte
freiwillige Aufgabe Ubernommen wird.
Die Ortsgemeinde Windhagen nimmt die Aufgabe des 6ffentlichen Personennahverkehrs
der Linie 586 (Anrufsammeltaxi) als sogenannte freiwillige Aufgabe wahr. Mit dieser Ver-
einbarung soll die Zustandigkeit und die Kostenerstattung fir die durch die RSVG auf der
Linie 586 erbrachten Leistungen geregelt werden.

2. Das Gebiet der OG Windhagen wird auf der Grundlage dieser Vereinbarung durch die
RSVG auf der Linie 586 nach § 42 Personenbeférderungsgesetz bedient.



. Der Rhein-Sieg-Kreis Ubernimmt die Sicherstellung der Verkehrsbedienung im 6&ffentli-
chen Personennahverkehr auf der in Absatz 1 genannten Linie. Die OG Windhagen
Ubertragt dem Rhein-Sieg-Kreis hierflir durch diese Vereinbarung und wahrend ihrer
Laufzeit die Befugnisse geman § 5 Absatz 3 des Landesgesetzes Uber den o6ffentlichen
Personennahverkehr Rheinland-Pfalz (NVG) als zusténdige Behérde im Sinne der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007, soweit es um die in Absatz 1 festgelegte Linie geht. Die
OG Windhagen bleibt nach der Ubertragung nach Satz 2 Aufgabentrager im Sinne des §
5 NVG auch im Hinblick auf die in Absatz 1 festgelegte Linie.

. Diese Vereinbarung ist eine 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung im Sinne von § 23 Absatz
1 Satz 1 Var.1, Absatz 2 Satz 1 GKG NRW.

§2
Leistungen der RSVG

. Die vom Rhein-Sieg-Kreis als Eigner beauftragte RSVG erbringt im Einvernehmen mit
der OG Windhagen Betriebsleistungen auf der Grundlage des jeweils glltigen Fahrpla-
nes auf der unter § 1 genannten Linie. Mehrleistungen auf dem Gebiet und unter finanzi-
eller Verantwortung der OG Windhagen dirfen von der durch den Rhein-Sieg-Kreis be-
auftragten RSVG nicht erbracht werden.

. Die Betriebsleistungen werden mit dem fiir das gesamte Bedienungsgebiet der RSVG
Ublichen Qualitatsstandard fir Anruf-Sammeltaxi-Verkehre erbracht.

. Im Rahmen des Beschwerdemanagements der RSVG werden sogenannte ,echte” Be-
schwerden (z. B. Fahrtverspatungen >10 Minuten, Fahrtausfalle, Beschwerden mit Of-
fentlichkeitswirksamkeit/starker Medienberichterstattung usw.) festgestellt und MaBnah-
men zu deren Abhilfe getroffen.

§3
Kostenerstattung

. Die OG Windhagen erstattet dem Rhein-Sieg-Kreis die Aufwandabdeckung flr den je-
weiligen Streckenabschnitt der in § 1 genannten Linie wie folgt:
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Die OG Windhagen tragt das Defizit (Kosten der Fahrt abziglich Fahrgeldeinnahmen)

der Fahrten mit Quelle oder Ziel in der OG Windhagen entsprechend ihrem Anteil der auf
diesen Fahrten beférderten Personen.

Zu diesem Zweck listet der Rhein-Sieg-Kreis alle Fahrten mit Quelle oder Ziel in der OG
Windhagen auf.

Werden auf einer Fahrt ausschlieBlich Fahrgaste mit Quelle oder Ziel in der OG Windha-
gen befdérdert, so tragt die Ortsgemeinde das gesamte Defizit fir diese Fahrt. Werden
auf einer Fahrt mit Quelle oder Ziel in der OG Windhagen weitere Fahrgaste mit Quelle
oder Ziel auBerhalb der Ortsgemeinde befdrdert, so tragt die Ortsgemeinde das Defizit
fur diese Fahrt gemaB ihrem Anteil der beférderten Personen auf ihrem Ortsgemeinde-
gebiet.

2. Die Entrichtung der Aufwandabdeckung durch die OG Windhagen an den Rhein-Sieg-
Kreis erfolgt nach Rechnungstellung durch den Rhein-Sieg-Kreis. Diese erfolgt halbjahr-
lich. Der Rechnungsbetrag ist zu zahlen auf das Konto des Rhein-Sieg-Kreises bei der
Kreissparkasse Kdin

IBAN: DE94 3705 0299 0001 0077 15
Swift-BIC: COKSDES33
unter Angabe des Kassenzeichens 1150.0006.2687.

§4
Kiindigung

1. Diese Vereinbarung basiert auf einem bestehenden o6ffentlichen Dienstleistungsauftrag
des Rhein-Sieg-Kreises an sein Verkehrsunternehmen RSVG. Da die Laufzeit des vor-
genannten 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages auch abhangig ist von der Laufzeit der
jeweiligen Linienkonzession, sind die Vertragsparteien darin einig, dass diese Vereinba-
rung endet, ohne dass es einer Kindigung bedarf, wenn Konzessionen der in § 1 ge-
nannten Linie endet oder der 6ffentliche Dienstleistungsauftrag aus anderen Griinden
endet. Der Rhein-Sieg-Kreis informiert die OG Windhagen baldmdglichst tber ein bevor-
stehendes Ende der Konzession der in § 1 genannten Linie oder Uber ein bevorstehen-
des Ende des vorgenannten 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages aus anderen Grinden.

2. Darlber hinaus kann diese Vereinbarung von jeder Partei mit einer Frist von 3 Monaten
zum 27.09. eines Jahres gekiindigt werden.



§5

Schlussbestimmungen

1. Anderungen und/oder Erganzungen dieser Vereinbarung bediirfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform. Das gilt auch fiir die Anderung und/oder Aufhebung der Schrift-
formklausel.

2. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung oder die Vereinbarung insgesamt
unwirksam oder unvollstandig oder aus anderen Rechtsgriinden undurchfihrbar sein, so
wird die Giiltigkeit dieser Vereinbarung im Ubrigen davon nicht beriihrt. Sollte sich eine
Regelungslicke auftun, so verpflichten sich die Vertragspartner, eine dem Vertragsziel
entsprechende, rechtswirksame Vereinbarung zu treffen.

Windhagen, den Siegburg, den
OG Windhagen Rhein- Sieg Kreis
Der Ortsburgermeister Im Auftrag Der Landrat Im Auftrag

Raddel Schuster Udelhoven



Nach den Regelungen des Staatsvertrages zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und

dem Land Rheinland-Pfalz Gber Zweckverbande, 6ffentlich-rechtliche Vereinbarungen,

kommunale Arbeitsgemeinschaften sowie Wasser- und Bodenverbande vom 19. Juni 1972
(GV NRW. 1972 S. 182) und der §§ 1, 23 und 24 des Gesetzes Uber kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG NRW) in der Fassung vom 01. Oktober 1979 (SGV NRW 202) schlieBen

1.

der Rhein-Sieg- Kreis, vertreten durch den Landrat,
— nachfolgend ,Rhein-Sieg-Kreis" genannt —

und

die Ortsgemeinde Vettelschof3, vertreten durch den Ortsblrgermeister
— nachfolgend ,,0G Vettelscho3“ genannt —

folgende

Vereinbarung
uber die von der Ortsgemeinde VettelschoB

zu tragende Aufwandabdeckung fir den Anrufsammeltaxi (AST)-Verkehr

§1

Gegenstand der Vereinbarung

Das Gebiet der OG Vettelscho3 wird auf der Grundlage dieser Vereinbarung durch die
RSVG auf der Linie 586 nach § 42 Personenbeférderungsgesetz bedient.

Der Rhein-Sieg-Kreis Gbernimmt die Sicherstellung der Verkehrsbedienung im &ffentli-
chen Personennahverkehr auf der in Absatz 1 genannten Linie. Die OG Vettelschof3
Ubertragt dem Rhein-Sieg-Kreis hierflir durch diese Vereinbarung und wahrend ihrer
Laufzeit die Befugnisse geman § 5 Absatz 3 des Landesgesetzes Uber den 6ffentlichen
Personennahverkehr Rheinland-Pfalz (NVG) als zustéandige Behérde im Sinne der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007, soweit es um die in Absatz 1 festgelegte Linie geht. Die
OG VettelschoB bleibt nach der Ubertragung nach Satz 2 Aufgabentrager im Sinne des §
5 NVG auch im Hinblick auf die in Absatz 1 festgelegte Linie.

Diese Vereinbarung ist eine offentlich-rechtliche Vereinbarung im Sinne von § 23 Absatz
1 Satz 1 Var.1, Absatz 2 Satz 1 GKG NRW.
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§2
Leistungen der RSVG

1. Die vom Rhein-Sieg-Kreis als Eigner beauftragte RSVG erbringt im Einvernehmen mit
der OG VettelschoB3 Betriebsleistungen auf der Grundlage des jeweils gultigen Fahrpla-
nes auf der unter § 1 genannten Linie. Mehrleistungen auf dem Gebiet und unter finanzi-
eller Verantwortung der OG VettelschoB3 diirfen von der durch den Rhein-Sieg-Kreis be-
auftragten RSVG nicht erbracht werden.

2. Die Betriebsleistungen werden mit dem fir das gesamte Bedienungsgebiet der RSVG
dblichen Qualitatsstandard fur Anruf-Sammeltaxi-Verkehre erbracht.

3. Im Rahmen des Beschwerdemanagements der RSVG werden sogenannte ,echte” Be-
schwerden (z. B. Fahrtverspatungen >10 Minuten, Fahrtausfalle, Beschwerden mit Of-
fentlichkeitswirksamkeit/starker Medienberichterstattung usw.) festgestellt und Maf3-
nahmen zu deren Abhilfe getroffen.

§3

Kostenerstattung

1. Die OG VettelscholB3 erstattet dem Rhein-Sieg-Kreis die Aufwandabdeckung fir den je-
weiligen Streckenabschnitt der in § 1 genannten Linie wie folgt:

Die OG Vettelschol3 tragt das Defizit (Kosten der Fahrt abzlglich Fahrgeldeinnahmen)
der Fahrten mit Quelle oder Ziel in der OG VettelschoB entsprechend ihrem Anteil der

auf diesen Fahrten befoérderten Personen.

Zu diesem Zweck listet der Rhein-Sieg-Kreis alle Fahrten mit Quelle oder Ziel in der OG

Vettelschol3 auf.

Werden auf einer Fahrt ausschlieBlich Fahrgaste mit Quelle oder Ziel in der OG Vettel-
schoB beférdert, so tragt die Ortsgemeinde das gesamte Defizit flr diese Fahrt. Werden
auf einer Fahrt mit Quelle oder Ziel in der OG VettelschoB3 weitere Fahrgaste mit Quelle
oder Ziel auBerhalb der Ortsgemeinde beférdert, so tragt die Ortsgemeinde das Defizit
fur diese Fahrt gemaB ihrem Anteil der beférderten Personen auf ihrem Ortsgemeinde-
gebiet.
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. Die Entrichtung der Aufwandabdeckung durch die OG Vettelscho3 an den Rhein-Sieg-
Kreis erfolgt nach Rechnungstellung durch den Rhein-Sieg-Kreis. Diese erfolgt halbjahr-
lich. Der Rechnungsbetrag ist zu zahlen auf das Konto des Rhein-Sieg-Kreises bei der
Kreissparkasse Kdin

IBAN: DE94 3705 0299 0001 0077 15

Swift-BIC: COKSDES33
unter Angabe des Kassenzeichens 1150.0006.3628.

§4
Kindigung

. Diese Vereinbarung basiert auf einem bestehenden 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag
des Rhein-Sieg-Kreises an sein Verkehrsunternehmen RSVG. Da die Laufzeit des vor-
genannten 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages auch abhangig ist von der Laufzeit der
jeweiligen Linienkonzession, sind die Vertragsparteien darin einig, dass diese Vereinba-
rung endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, wenn Konzessionen der in § 1 ge-
nannten Linie endet oder der 6ffentliche Dienstleistungsauftrag aus anderen Griinden
endet. Der Rhein-Sieg-Kreis informiert die OG Vettelscho3 baldmdglichst tber ein be-
vorstehendes Ende der Konzession der in § 1 genannten Linie oder Uber ein bevorste-
hendes Ende des vorgenannten offentlichen Dienstleistungsauftrages aus anderen
Grunden.

. Darliber hinaus kann diese Vereinbarung von jeder Partei mit einer Frist von 3 Monaten
zum 27.09. eines Jahres gekindigt werden.

§5

Schlussbestimmungen

. Anderungen und/oder Ergénzungen dieser Vereinbarung bediirfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform. Das gilt auch fiir die Anderung und/oder Aufhebung der Schrift-

formklausel.

. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung oder die Vereinbarung insgesamt

unwirksam oder unvollstédndig oder aus anderen Rechtsgrinden undurchfihrbar sein, so
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wird die Giiltigkeit dieser Vereinbarung im Ubrigen davon nicht beriihrt. Sollte sich eine
Regelungslicke auftun, so verpflichten sich die Vertragspartner, eine dem Vertragsziel
entsprechende, rechtswirksame Vereinbarung zu treffen.

Vettelschof3, den Siegburg, den
OG Vettelschof3 Rhein- Sieg Kreis
Der Ortsbirgermeister Der Landrat Im Auftrag

Freidel Schuster Udelhoven



Nach den Regelungen des Staatsvertrages zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und
dem Land Rheinland-Pfalz Gber Zweckverbande, 6ffentlich-rechtliche Vereinbarungen,
kommunale Arbeitsgemeinschaften sowie Wasser- und Bodenverbande vom 19. Juni 1972
(GV NRW. 1972 S. 182) und der §§ 1, 23 und 24 des Gesetzes Uber kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG NRW) in der Fassung vom 01. Oktober 1979 (SGV NRW 202) schlieBen

der Rhein-Sieg- Kreis, vertreten durch den Landrat,
— nachfolgend ,Rhein-Sieg-Kreis" genannt —

und

die Ortsgemeinde St. Katharinen, vertreten durch den Ortsbirgermeister
— nachfolgend ,Ortsgemeinde St. Katharinen“ genannt —

folgende

Vereinbarung
uber die von der Ortsgemeinde St. Katharinen

zu tragende Aufwandabdeckung fir den Anrufsammeltaxi (AST)-Verkehr

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Das Gebiet der Ortsgemeinde St. Katharinen wird auf der Grundlage dieser Vereinba-
rung durch die RSVG auf der Linie 586 nach § 42 Personenbeférderungsgesetz bedient.

2. Der Rhein-Sieg-Kreis Ubernimmt die Sicherstellung der Verkehrsbedienung im 6ffentli-
chen Personennahverkehr auf der in Absatz 1 genannten Linie. Die Ortsgemeinde St.
Katharinen Ubertragt dem Rhein-Sieg-Kreis hierflir durch diese Vereinbarung und wah-
rend ihrer Laufzeit die Befugnisse geman § 5 Absatz 3 des Landesgesetzes Uber den 6f-
fentlichen Personennahverkehr Rheinland-Pfalz (NVG) als zustéandige Behdérde im Sinne
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, soweit es um die in Absatz 1 festgelegte Linie geht.
Die Ortsgemeinde St. Katharinen bleibt nach der Ubertragung nach Satz 2 Aufgabentré-
ger im Sinne des § 5 NVG auch im Hinblick auf die in Absatz 1 festgelegte Linie.

3. Diese Vereinbarung ist eine 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung im Sinne von § 23 Absatz
1 Satz 1 Var.1, Absatz 2 Satz 1 GKG NRW.



§2
Leistungen der RSVG

1. Die vom Rhein-Sieg-Kreis als Eigner beauftragte RSVG erbringt im Einvernehmen mit
der Ortsgemeinde St. Katharinen Betriebsleistungen auf der Grundlage des jeweils gulti-
gen Fahrplanes auf der unter § 1 genannten Linie. Mehrleistungen auf dem Gebiet und
unter finanzieller Verantwortung der Ortsgemeinde St. Katharinen dirfen von der durch
den Rhein-Sieg-Kreis beauftragten RSVG nicht erbracht werden.

2. Die Betriebsleistungen werden mit dem fir das gesamte Bedienungsgebiet der RSVG
dblichen Qualitatsstandard fur Anruf-Sammeltaxi-Verkehre erbracht.

3. Im Rahmen des Beschwerdemanagements der RSVG werden sogenannte ,echte” Be-
schwerden (z. B. Fahrtverspatungen >10 Minuten, Fahrtausfalle, Beschwerden mit Of-
fentlichkeitswirksamkeit/starker Medienberichterstattung usw.) festgestellt und Maf3-

nahmen zu deren Abhilfe getroffen.

§3

Kostenerstattung

1. Die Ortsgemeinde St. Katharinen erstattet dem Rhein-Sieg-Kreis die Aufwandabdeckung

flr den jeweiligen Streckenabschnitt der in § 1 genannten Linie wie folgt:

Die Ortsgemeinde St. Katharinen tragt das Defizit (Kosten der Fahrt abztglich Fahrgeld-
einnahmen) der Fahrten mit Quelle oder Ziel in der Ortsgemeinde St. Katharinen ent-
sprechend ihrem Anteil der auf diesen Fahrten beférderten Personen.

Zu diesem Zweck listet der Rhein-Sieg-Kreis alle Fahrten mit Quelle oder Ziel in der

Ortsgemeinde St. Katharinen auf.

Werden auf einer Fahrt ausschlieBlich Fahrgaste mit Quelle oder Ziel in der Ortrsge-
meinde St. Katharinen beférdert, so tragt die Ortsgemeinde das gesamte Defizit fir diese
Fahrt. Werden auf einer Fahrt mit Quelle oder Ziel in der Ortsgemeinde St. Katharinen
weitere Fahrgaste mit Quelle oder Ziel auBerhalb der Ortsgemeinde beférdert, so tragt
die Ortsgemeinde das Defizit fiir diese Fahrt geman ihrem Anteil der beférderten Perso-

nen auf inrem Ortsgemeindegebiet.



. Die Entrichtung der Aufwandabdeckung durch die Ortsgemeinde St. Katharinen an den
Rhein-Sieg-Kreis erfolgt nach Rechnungstellung durch den Rhein-Sieg-Kreis. Diese er-
folgt halbjahrlich. Der Rechnungsbetrag ist zu zahlen auf das Konto des Rhein-Sieg-
Kreises bei der Kreissparkasse Kéln

IBAN: DE94 3705 0299 0001 0077 15

Swift-BIC: COKSDES33
unter Angabe des Kassenzeichens 1150.0006.2687.

§4
Kindigung

. Diese Vereinbarung basiert auf einem bestehenden 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag
des Rhein-Sieg-Kreises an sein Verkehrsunternehmen RSVG. Da die Laufzeit des vor-
genannten 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages auch abhangig ist von der Laufzeit der
jeweiligen Linienkonzession, sind die Vertragsparteien darin einig, dass diese Vereinba-
rung endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, wenn Konzessionen der in § 1 ge-
nannten Linie endet oder der 6ffentliche Dienstleistungsauftrag aus anderen Griinden
endet. Der Rhein-Sieg-Kreis informiert die Ortsgemeinde St. Katharinen baldmdglichst
Uber ein bevorstehendes Ende der Konzession der in § 1 genannten Linie oder Uber ein
bevorstehendes Ende des vorgenannten 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages aus ande-

ren Grinden.

. Darliber hinaus kann diese Vereinbarung von jeder Partei mit einer Frist von 3 Monaten
zum 27.09. eines Jahres gekindigt werden.

§5

Schlussbestimmungen

. Anderungen und/oder Ergénzungen dieser Vereinbarung bediirfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform. Das gilt auch fiir die Anderung und/oder Aufhebung der Schrift-
formklausel.

. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung oder die Vereinbarung insgesamt

unwirksam oder unvollstédndig oder aus anderen Rechtsgrinden undurchfihrbar sein, so



wird die Giiltigkeit dieser Vereinbarung im Ubrigen davon nicht beriihrt. Sollte sich eine
Regelungsliicke auftun, so verpflichten sich die Vertragspartner, eine dem Vertragsziel
entsprechende, rechtswirksame Vereinbarung zu treffen.

St. Katharinen, den Siegburg, den
OG St. Katharinen Rhein- Sieg Kreis
Der Ortsbirgermeister Der Landrat Im Auftrag

Knopp Schuster Udelhoven



Nach den Regelungen des Staatsvertrages zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und
dem Land Rheinland-Pfalz Gber Zweckverbande, 6ffentlich-rechtliche Vereinbarungen,
kommunale Arbeitsgemeinschaften sowie Wasser- und Bodenverbande vom 19. Juni 1972
(GV NRW. 1972 S. 182) und der §§ 1, 23 und 24 des Gesetzes Uber kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG NRW) in der Fassung vom 01. Oktober 1979 (SGV NRW 202) schlieBen

der Rhein-Sieg- Kreis, vertreten durch den Landrat,
— nachfolgend ,Rhein-Sieg-Kreis" genannt —

und

die Ortsgemeinde Rheinbreitbach, vertreten durch den Ortsbirgermeister
—nachfolgend ,,OG Rheinbreitbach” genannt —

folgende

Vereinbarung
uber die von der Ortsgemeinde Rheinbreitbach

zu tragende Aufwandabdeckung fir den Anrufsammeltaxi (AST)-Verkehr

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Das Gebiet der OG Rheinbreitbach wird auf der Grundlage dieser Vereinbarung durch
die RSVG auf der Linie 586 nach § 42 Personenbeférderungsgesetz bedient.

2. Der Rhein-Sieg-Kreis Ubernimmt die Sicherstellung der Verkehrsbedienung im 6&ffentli-
chen Personennahverkehr auf der in Absatz 1 genannten Linie. Die OG Rheinbreitbach
Ubertragt dem Rhein-Sieg-Kreis hierflr durch diese Vereinbarung und wahrend ihrer
Laufzeit die Befugnisse geman § 5 Absatz 3 des Landesgesetzes Uber den o6ffentlichen
Personennahverkehr Rheinland-Pfalz (NVG) als zustéandige Behérde im Sinne der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007, soweit es um die in Absatz 1 festgelegte Linie geht. Die
OG Rheinbreitbach bleibt nach der Ubertragung nach Satz 2 Aufgabentrager im Sinne
des § 5 NVG auch im Hinblick auf die in Absatz 1 festgelegte Linie.



-2 .

. Diese Vereinbarung ist eine 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung im Sinne von § 23 Absatz
1 Satz 1 Var.1, Absatz 2 Satz 1 GKG NRW.

§2
Leistungen der RSVG

. Die vom Rhein-Sieg-Kreis als Eigner beauftragte RSVG erbringt im Einvernehmen mit
der OG Rheinbreitbach Betriebsleistungen auf der Grundlage des jeweils gliltigen Fahr-
planes auf der unter § 1 genannten Linie. Mehrleistungen auf dem Gebiet und unter fi-
nanzieller Verantwortung der OG Rheinbreitbach dirfen von der durch den Rhein-Sieg-
Kreis beauftragten RSVG nicht erbracht werden.

. Die Betriebsleistungen werden mit dem fiir das gesamte Bedienungsgebiet der RSVG
Ublichen Qualitatsstandard fur Anruf-Sammeltaxi-Verkehre erbracht.

. Im Rahmen des Beschwerdemanagements der RSVG werden sogenannte ,echte” Be-
schwerden (z. B. Fahrtverspatungen >10 Minuten, Fahrtausfalle, Beschwerden mit Of-
fentlichkeitswirksamkeit/starker Medienberichterstattung usw.) festgestellt und MaBnah-
men zu deren Abhilfe getroffen.

§3

Kostenerstattung

. Die OG Rheinbreitbach erstattet dem Rhein-Sieg-Kreis die Aufwandabdeckung fiir den
jeweiligen Streckenabschnitt der in § 1 genannten Linie wie folgt:

Die OG Rheinbreitbach tragt das Defizit (Kosten der Fahrt abziglich Fahrgeldeinnah-
men) der Fahrten mit Quelle oder Ziel in der OG Rheinbreitbach entsprechend ihrem An-

teil der auf diesen Fahrten beforderten Personen.

Zu diesem Zweck listet der Rhein-Sieg-Kreis alle Fahrten mit Quelle oder Ziel in der OG
Rheinbreitbach auf.

Werden auf einer Fahrt ausschlieBlich Fahrgaste mit Quelle oder Ziel in der OG Rhein-
breitbach beférdert, so tragt die Ortsgemeinde das gesamte Defizit fir diese Fahrt. Wer-
den auf einer Fahrt mit Quelle oder Ziel in der OG Rheinbreitbach weitere Fahrgéste mit
Quelle oder Ziel auBerhalb der Ortsgemeinde beférdert, so tragt die Ortsgemeinde das
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Defizit fir diese Fahrt geman ihrem Anteil der beférderten Personen auf ihrem Ortsge-

meindegebiet.

. Die Entrichtung der Aufwandabdeckung durch die OG Rheinbreitbach an den Rhein-
Sieg-Kreis erfolgt nach Rechnungstellung durch den Rhein-Sieg-Kreis. Diese erfolgt
halbjahrlich. Der Rechnungsbetrag ist zu zahlen auf das Konto des Rhein-Sieg-Kreises
bei der Kreissparkasse Koéln

IBAN: DE94 3705 0299 0001 0077 15

Swift-BIC: COKSDES33
unter Angabe des Kassenzeichens 1150.0006.2687.

§4
Kindigung

. Diese Vereinbarung basiert auf einem bestehenden 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag
des Rhein-Sieg-Kreises an sein Verkehrsunternehmen RSVG. Da die Laufzeit des vor-
genannten offentlichen Dienstleistungsauftrages auch abhangig ist von der Laufzeit der
jeweiligen Linienkonzession, sind die Vertragsparteien darin einig, dass diese Vereinba-
rung endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, wenn Konzessionen der in § 1 ge-
nannten Linie endet oder der &ffentliche Dienstleistungsauftrag aus anderen Griinden
endet. Der Rhein-Sieg-Kreis informiert die OG Rheinbreitbach baldméglichst Uber ein
bevorstehendes Ende der Konzession der in § 1 genannten Linie oder Uber ein bevor-
stehendes Ende des vorgenannten o6ffentlichen Dienstleistungsauftrages aus anderen
Grunden.

. Darliber hinaus kann diese Vereinbarung von jeder Partei mit einer Frist von 3 Monaten
zum 27.09. eines Jahres gekindigt werden.
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§5

Schlussbestimmungen

1. Anderungen und/oder Erganzungen dieser Vereinbarung bediirfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform. Das gilt auch fiir die Anderung und/oder Aufhebung der Schrift-

formklausel.

2. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung oder die Vereinbarung insgesamt
unwirksam oder unvollstandig oder aus anderen Rechtsgriinden undurchfihrbar sein, so
wird die Giltigkeit dieser Vereinbarung im Ubrigen davon nicht beriihrt. Sollte sich eine
Regelungslicke auftun, so verpflichten sich die Vertragspartner, eine dem Vertragsziel
entsprechende, rechtswirksame Vereinbarung zu treffen.

Rheinbreitbach, den Siegburg, den
OG Rheinbreitbach Rhein- Sieg Kreis
Der Ortsburgermeister Der Landrat Im Auftrag

Schuster Udelhoven



RHEIN-SIEG-KREIS ANLAGE
DER LANDRAT zu TO.-Pkt.

22.1 - Beteiligungen, Liegenschaften, Steuern, Wohnungsbauférderung 03.09.2018

Beschlussvorlage

fur den
offentlichen Sitzungsteil

Gremium Datum Zustandigkeit
Finanzausschuss 12.09.2018 Vorberatung
Kreisausschuss 24.09.2018 Vorberatung
Kreistag 27.09.2018 Entscheidung

;a%ekfmd”u”gs- Leitbild und Ziele eines Tax Compliance Management
! Systems (TCMS)

Beschlussvorschlag:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Kreisausschuss dem Kreistag folgenden Beschluss zu
empfehlen:

Der Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises bekennt sich zu dem in der Anlage 1 beigefigten Tax
Compliance Leitbild des Rhein-Sieg-Kreises sowie zu den in Anlage 2 beigefligten Tax
Compliance Zielen.

Erlauterungen:

Die offentliche Hand ist grundséatzlich hoheitlich tatig, allerdings wird sie neben der Bewaéltigung
ihrer hoheitlichen Aufgaben zunehmend und in vielfaltiger Weise privatwirtschaftlich tétig und ist
in diesem Rahmen grundsatzlich der Ertrags- und Umsatzbesteuerung unterworfen.

Bis zur Einfihrung des 8§ 2b UStG waren juristische Personen des offentlichen Rechts nach § 2
Absatz 3 UStG nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art im Sinne des § 1 Absatz 1 Nr. 6,
§ 4 KStG und ihrer land- und forstwirtschaftlichen Betriebe unternehmerisch tétig.

Aufgrund der Neuregelung des § 2b UStG, der zum 01.01.2017 in Kraft getreten ist, sind
juristische Personen des offentlichen Rechts (jP6R) wie der Rhein-Sieg-Kreis, mit ihren
wirtschaftlichen Tatigkeiten grundsétzlich Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.
8 2b USHG ist als Riickausnahmevorschrift gestaltet. Danach gelten jP6R nicht als Unternehmer,
soweit sie z.B. Tatigkeiten austben, die ihnen im Rahmen der 6ffentlichen Gewalt obliegen, und
die Behandlung als Nichtunternehmer nicht zu gréReren Wettbewerbsverzerrungen fiihren
wirde. Im Rahmen der Neuregelung des § 2b UStG gab es flr den Rhein-Sieg-Kreis die
Méoglichkeit, gegentuber dem Finanzamt eine Optionserklarung abgegeben. Der Rhein-Sieg-Kreis
hat eine solche Optionserklarung abgegeben, sodass derzeit noch die Umsatzbesteuerung nach
altem Recht (§ 2 Abs. 3 UStG) bis zum Ende der Ubergangsfrist zum 31.12.2020 fortgefiihrt wird.



Ab 2021 kann es damit zu einer erheblichen Ausweitung des umsatzsteuerpflichtigen
Betatigungsbereichs kommen.

Dem Rhein-Sieg-Kreis obliegen bereits heute steuerliche Pflichten im Rahmen seiner Betriebe
gewerblicher Art (BgA), es sind Korperschaftsteuer- und Gewerbesteuererkl&rungen,
Kapitalertragssteueranmeldungen sowie Umsatzsteuererklarungen und aufgrund seiner Funktion
als Arbeitgeber auch Lohnsteueranmeldungen/-erklarungen beim Finanzamt einzureichen.

Die verspatete, fehlerhafte oder unvolistandige Einreichung einer Steuererklarung birgt fur die
steuerpflichtige Kommune erhebliche finanzielle und politische Risiken und kann dariber hinaus
strafrechtliche Konsequenzen fir Verwaltungsleitung und Mitarbeiter nach sich ziehen. Dennoch
konnen objektiv unrichtige Steuererklarungen von kommunalen Verwaltungen nicht génzlich
ausgeschlossen werden. Die vorrangigen Ursachen hierfir liegen im komplexen
Verwaltungsaufbau der Kommunen und in den unscharfen Abgrenzungsregelungen zwischen
den steuerpflichtigen und den nicht steuerpflichtigen Betatigungsbereichen der 6ffentlichen Hand
(vgl. auch ,Tax Compliance in Kommunen® — Leitfaden des Deutschen Stadtetages fir den
Aufbau eines internen Kontrollsystems fiir Steuern, Stand 26.04.2017). Die aktuelle Neuordnung
der Umsatzbesteuerung der o6ffentlichen Hand (8 2b UStG) hat diese Problemlage nochmals
deutlich verscharft.

Im Anwendungserlass zu § 153 AO ist unter Randnummer 2.6. geregelt worden: ,Hat der
Steuerpflichtige ein innerbetriebliches Kontrollsystem (fiir Steuern) eingerichtet, das der Erfullung
der steuerlichen Pflichten dient, kann dies gegebenenfalls ein Indiz darstellen, das gegen das
Vorliegen eines Vorsatzes oder der Leichtfertigkeit sprechen kann, jedoch befreit dies nicht von
einer Prufung im Einzelfall.”

Die Botschaft der Finanzverwaltung lautet dabei: Hat eine Kommune ein konzeptionell
Uberzeugendes Tax Compliance Management System (TCMS) eingerichtet, kann zumindest
nach Auffassung der Finanzverwaltung ein Organisationsversagen im Regelfall ausgeschlossen
werden (vgl. Leitfaden, a.a.O., Seite 2/3).

Der Deutsche Stadtetag empfiehlt den Kommunen deshalb die Einfihrung eines internen
Kontrollsystems fur Steuern (TCMS) und hat hierzu einen Leitfaden erarbeitet (s.0.).

Ein innerbetriebliches Kontrollsystem flhrt dabei zu einer Entlastung fiir den Kreis, dessen
Vertreterinnen und Vertretern sowie dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. So ist in einem
Anwendungserlass zu § 153 AO auch neu geregelt, dass ein innerbetriebliches Kontrollsystem,
welches der Erfiilllung der steuerlichen Pflichten dient, ein Indiz darstellen kann, welches gegen
das Vorliegen von Vorsatz oder Leichtfertigkeit sprechen kann.

.1ax Compliance“ bedeutet die Bereitschaft eines Steuerpflichtigen zur zeitgerechten und
vollstdndigen Befolgung steuerlicher Gesetze und Vorgaben der Finanzverwaltung. Ein TCMS
dient der Sicherstellung eines regelkonformen Verhaltens in einer groReren Organisation und
schitzt bei ordnungsgemafer Umsetzung vor finanziellen und strafrechtlichen Konsequenzen.
Dabei umfasst das TCMS die Gesamtheit aller betreffenden MalRnahmen der Aufbau- und
Ablauforganisation, wie beispielsweise Dienstanweisungen, Buchungsleitfaden oder Checklisten.

Der Kreis hat im Rahmen der Tax Compliance bereits zahlreiche MaRBhahmen ergriffen. Seit tiber
einem Jahrzehnt bedient sich der Kreis externer Steuerberater zur Klarung steuerlicher
Sachverhalte und zur Fertigung der wesentlichen Steuererklarungen. Personell sind in der
Abteilung 22.1 ein Diplom-Finanzwirt sowie eine Betriebswirtin mit steuerlicher Ausbildung fur
den Bereich zustandig, es werden seit geraumer Zeit Informationsveranstaltungen fur die
Mitarbeiter durchgefihrt und Informationsschreiben fir die Mitarbeiter betreffend steuerliche
Pflichten und Fragestellungen herausgegeben. Nicht zuletzt sind die zur Sicherung der Erfullung
der steuerlichen Pflichten erforderlichen Zustandigkeiten und Prozess- und Handlungsablaufe
niedergelegt.



Derzeit wird gemeinsam mit der Wirtschaftsprifung- und Steuerberatungsgesellschaft dhpg Dr.
Harzem & Partner mbB geprift, an welchen Stellen im Hinblick auf die Steuerrechtsdnderung ab
dem 01.01.2021 Handlungsbedarf besteht. Dariiber hinaus werden die bereits etablierten
MalRnahmen — auch im Rahmen einer Organisations- und Risikoanalyse mit Erhebung aller
relevanten Prozesse und Erhebung der damit zusammenhangenden  Risiken auf ihre
Angemessenheit und Wirksamkeit Uberprift und soweit erforderlich erweitert.

Des Weiteren wurden in diesem Zusammenhang nunmehr in der Verwaltungskonferenz vom
18.06.2018 das in Anlage 1 beigefligte Tax Compliance Leitbild und die in Anlage 2 beigefligten
Tax_Compliance Ziele in der Verwaltungskonferenz am 18.06.2018 beschlossen, welche
nunmehr auf Empfehlung der Berater auch vom Kreistag entsprechend unterstitzend
beschlossen werden sollen, um sowohl das Leitbild als auch die Ziele breit zu verankern.

Im Auftrag

(Hahlen)

Zur Sitzung des Finanzausschusses am 12.09.2018

Anhénge:

Anhang 1 — Tax Compliance Leitbild des Rhein-Sieg-Kreises
Anhang 2 — Tax Compliance Ziele des Rhein-Sieg-Kreises



Haushalt:

Haushaltsmittel sind veranschlagt bei:

0.22.20.01

(Produktnr. bzw.Projektnr.)

| Ressourcenverbrauch (nur soweit nicht in Haushaltsplanung beriicksichtigt):

| Personal:

Vollzeitdquivalente
p.a.

Personalbedarf

Personaleinsparung

| Finanzen:

konsumtiv in €
pro Jahr(sofern dauerhaft)

bzw. pro Projekt

Aufwendungen

Personalaufwand

Transferaufwand

sonstiger Aufwand

Abschreibungen

Ertrage
(negatives

Vorzeichen)

Saldo

Zeitraum
(ab... )
(von...bis...)

Gesamt:

investiv in €
pro MalRnahme

Einzahlungen

(negatives

Auszahlungen Vorzeichen)

Saldo

Umsetzungs-
zeitraum
(von...bis...)

Baumalfinahmen/ Beschaffung

Grunderwerb

Gesamt

X] Deckung ist innerhalb des Budgets gegeben

[] Die Bereitstellung zusétzlicher Mittel ist erforderlich
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Tax Compliance Leitbild des Rhein-Sieg-Kreises

Der Landrat, die allgemeine Vertreterin des Landrates sowie die
Dezernenten und der Wirtschaftsforderer des Rhein-Sieg-Kreises
beschlieBen das nachstehende Tax Compliance Leitbild fiir den Rhein-
Sieg-Kreis:

Als Teil der 6ffentlichen Hand und in unserer Funktion als Steuerschuldner handeln
wir im Sinne einer vorbildiichen steueriichen Pfiichterfillung konform zu dem
steuergesetzlichen Regelungsrahmen.

Der Landrat, der Kreistag sowie die Kreisverwaltung sind sich lhrer Verantwortung
zur Einhaltung der steuerlichen Pflichten bewusst.

Die vorbildliche steuerliche Pflichterfiillung beinhaltet insbesondere die bewusste
Feststellung aller steuerlich relevanten Sachverhalte sowie die fristgerechte Erflllung
aller steuerlichen Erklarungs- und Mitwirkungspflichten.

In unseren steuerlichen Angelegenheiten handeln wir sowohl untereinander als auch
gegenuber der Finanzverwaltung transparent.

Zur Sicherstellung der Einhaltung der steuerlichen Pflichten fiihrt der Rhein- -Sieg-
Kreis ein Tax Compliance Management System (TCMS) ein. Dieses stellt
MaBnahmen bereit, die zur optimalen Gewahrleistung der steuerlichen
Pflichterfillung dienen. Gleichzeitig fungiert das TCMS als Instrument der
Steuerplanung und -optimierung innerhalb des gesetzlichen Regelungsrahmens.

Verbindliche Dienstanweisungen, Richtlinien, kommentierte Arbeitshilfen und
Fortbildungen férdern alle Beteiligten im Hinblick auf die ordnungsgeméBe Erfiillung
der steuerlichen Pflichten.

VerstéBe gegen steuerliche Pilichten werden nicht toleriert und verwaltungsintern
sanktioni

\
Jue |4
Landrat Sebastian Schuster Aligemeine Vertrpterin tes Landrates Svenja Udelhoven
Do LA o e
Cmeme( t Dieter Schmitz Dezernent Thomas Whgner
T e s
............. AT et N et A

Dezernen Cﬁrristoph Sch# Dezernent Michael Jaeger

Wirtschafts ordere Dr. Hermann Tengler

Y
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Tax Compliance Ziele des Rhein-Sieg-Kreises

Der Landrat, die alilgemeine Vertreterin des Landrates sowie die
Dezernenten und der Wirtschaftsforderer des Rhein-Sieg-Kreises
beschlieBen die nachstehenden Tax Compliance Ziele fiir den Rhein-
Sieg-Kreis:

Wesentliche Risiken des Rhein-Sieg-Kreises aus steuerlichen PflichtverstéBen sollen
durch ein Tax Compliance Management System (TCMS) verhindert bzw. minimiert
werden.

Die Tax Compliance-Ziele sind vielfaltig. Das Hauptziel ist die Sicherstellung der
steuerlichen Pflichten. Damit geht auch die Vermeidung von Reputationsschiden,
von auBerplanméBigen Belastungen des Haushalts und die Vermeidung von
Haftungsrisiken einher.

Folgende konkrete Ziele sollen mit der Einrichtung eines TCMS realisiert werden:

1. Vermeidung von auBerplanméaBigen Haushalts-
/Wirtschaftsplanbelastungen:

e Vermeidung von Steuernachzahlungen und Zinszahlungen auf
Nachforderungen.

e Vermeidung von Zahlungen fiir Verspatungs-, S&umnis- oder
Strafzahlungszuschlage.

e Vermeidung -des Vertalls von (gof. anrechenbaren)
Steuererstattungsanspriichen.

e Frihzeitige Einbindung des Steuerfachdienstes in alle Planungs- und
Entscheidungsprozesse, die potentiell steuerlich relevant sein kdnnen.

e Zeitnahe Information an die flr den steuerlichen Bereich zustindigen
Kreismitarbeiter (iber neu entdeckte steuerliche Haushaltsrisiken.

2, Vermeidung von Reputations- und Imageschaden gegeniiber
Offentlichkeit, Finanzverwaltung sowie kreisintern:
o Fristgerechte Einhaltung aller Erklarungspflichten.

* Ausreichende Personal-, Finanz- und Sachmittelausstattung fiir den
Steuerfachdienst.
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Vermeidung  der  Notwendigkeit  fir  Berichtigungen  von
Steuererklarungen nach §§ 153, 371 AO.
Vermeidung von Beanstandungen im Rahmen von steuerlichen

Betriebspriifungen.

3. Verankerung der Tax Compliance als Fiihrungsthema:

RegelméaBige Berichterstattung an den Landrat, den Kreistag und die
Dezernenten sowie den Amtsleitungen zum Stand der Umsetzung des
TCMS-Projektes.

Verankerung einer kontinuierlichen Befassung des Landrates, des
Kreisstages und der Dezernenten mit Steuerthemen.

RegelmaBig zentral vom Steuerfachdienst organisierte verpflichtende
Fortbildungen zu steuerlichen Themenkreisen fir die Flihrungsebenen.

4. Vermeidung von Organisationsversagen:

Einrichtung und Fortentwicklung eines angemessenen TCMS, das
perspektivisch den Prifkriterien des Entwurfs fiir den IDW-
Praxishinweises 1/2016: Ausgestaltung und Priifung eines Tax CMS
gem. IDW PS 980" sowie ggf. zukiinftigen Weiterentwicklungen des
Standards gerecht wird.

Einrichtung eines unabhangigen Monitorings flir das TCMS.
Perspektivisch: Zertifizierung des eingerichteten TCMS.

5. Vermeidung von Haftungsrisiken fiir Mitarbeiter:

Vermeidung  der  Notwendigkeit  fir  Berichtigungen  von
Steuererklarungen nach §§ 153, 371 AO.

Vermeidung von Beanstandungen im Rahmen von steuerlichen
Betriebspriifungen.

Perspektivisch: Anerkennung des TCMS durch die Finanzverwaltung
als ein Internes Kontrollsystem im Sinne des AEAO zu § 153.

6. Mitarbeitersensibilisierung fiir Tax Compliance:

Identifikation aller flr den Steuererkldrungsprozess relevanten
Mitarbeiter.

Erstellung von Risikoanalysen fir die betreffenden Fachbereiche und
deren Mitarbeiter.

Bedarfsanalyse zur Bereitstellung passgenauer Informationen und
Bildungsangeboten fir die betreffenden Mitarbeiter.
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¢ RegelméaBige Erinnerungen an die zu beachtenden Hinweise bzw.
Einrichtung von Prifverfahren, ob die Hinweise bekannt sind.

7. Risikovermeidung bzw. Reputationsgewinn durch Schaffung interner
und externer Transparenz sowie effektiver Organisationsstrukturen:

e Einrichtung und Fortentwicklung eines TCMS, das perspektivisch den
vorgenannten Prafkriterien der IDW-Praxishinweise sowie ggf.
zukinftigen Weiterentwicklungen der IDW-Vorgaben gerecht wird.

e Aufbau einer unabhangigen Kontrollstruktur fiir das TCMS.

e Sicherstellung des Vier-Augen-Prinzips bei steuerlichen
Beurteilungsvorgangen.
¢ Perspektivisch: Nutzung des noch einzurichtenden

Vertragsmanagements ggf. inklusive einer zentral einzurichtenden
Vertragsdatenbank als Grundlage fir eine Erflllung der Steuerpflichten
insbesondere im Bereich der Umsatzsteuer.

a

Dezernent Thomas Wagner

>
135
3

Dezerneft @hristoph chwarz Dezernent Michael Jaeger

ertschafts(o/rg .éz Dr. Hermann Tengler

Seite 3von 3




	Sitzungsdokumente
	Einladung Ausschüsse

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 22.03.2018: Wirkungsorientierter Haushalt
	Vorlage  V/3053/18
	Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 22.03.2018 - wirkungsorientierter Haushalt  V/3053/18

	TOP Ö  5 Änderung des Gesellschaftsvertrages der Flughafen Köln/Bonn GmbH (FKB)
	Vorlage  V/3039/18
	Anhang 1 - Änderung Gesellschaftsvertrag Flughafen Köln-Bonn GmbH  V/3039/18

	TOP Ö  6 Vereinbarungen zwischen dem Rhein-Sieg-Kreis und benachbarter Ortsgemeinden über die zu tragende Aufwandabdeckung für den Anrufsammeltaxi (AST)-Verkehr
	Vorlage  V/3035/18
	Anhang 1 - Vereinbarung-RSK-Windhagen  V/3035/18
	Anhang 2 - Vereinbarung-RSK-Vettelschoß  V/3035/18
	Anhang 3 - Vereinbarung-RSK-St. Katharinen  V/3035/18
	Anhang 4 - Vereinbarung-RSK-Rheinbreitbach  V/3035/18

	TOP Ö  7 Leitbild und Ziele eines Tax Compliance Management Systems (TCMS)
	Vorlage  V/3065/18
	Anhang 1 (Tax Compliance Leitbild)  V/3065/18
	Anhang 2 (Tax Compliance Ziele)  V/3065/18



